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Verwaltungsgericht Hamburg 

Urteil 

Im Namen des Volkes 

In der Verwaltungsrechtssache  

 
 
 

Verkündet am 
8. April 2025 
 
 
XXX 
Justizhauptsekretärin 
Urkundsbeamtin der 
Geschäftsstelle 
 

XXX 
- Kläger - 

 
Prozessbevollmächtigte: 
XXX  

 
g e g e n 

 

die Freie und Hansestadt Hamburg, vertreten durch das Behörde 
für Inneres und Sport, diese vertr. d. d. Landesamt 
für Verfassungsschutz,  
Johanniswall 4,  
20095 Hamburg,  
XXX ,  

- Beklagte - 
 

hat das Verwaltungsgericht Hamburg, Kammer XXX,  

aufgrund der mündlichen Verhandlung vom 8. April 2025 durch  
 
den Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgericht XXX,  
den Richter am Verwaltungsgericht XXX,  
den Richter am Verwaltungsgericht XXX,  
den ehrenamtlichen Richter XXX,  
den ehrenamtlichen Richter XXX 
 
für Recht erkannt: 
 

   

Soweit die Klage zurückgenommen und das Verfahren übereinstimmend für erledigt erklärt 

worden ist, wird das Verfahren eingestellt.  

   

Die Beklagte wird unter Aufhebung des Bescheides vom 4. Juli 2022 und des 

Widerspruchsbescheides vom 11. Mai.2023 – soweit er entgegensteht – verurteilt, es zu 
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unterlassen, ihren Verfassungsschutzbericht für das Jahr 2021 in jedweder Form zu 

verbreiten oder verbreiten zu lassen, wenn nicht die Passage über den Kläger entfernt oder 

unleserlich gemacht worden ist.  

 

Die Beklagte trägt die Kosten des Verfahrens. 

   

Das Urteil ist wegen der Kosten gegen Sicherheitsleistung in Höhe von 110 Prozent des 

jeweils zu vollstreckenden Betrags vorläufig vollstreckbar.  

 

 

 

Rechtsmittelbelehrung:  

 
Innerhalb eines Monats nach Zustellung des vollständigen Urteils kann gegen dieses Urteil die Zulassung der 
Berufung beantragt werden. 
 
Der Antrag ist bei dem Verwaltungsgericht Hamburg, Lübeckertordamm 4, 20099 Hamburg, zu stellen. Er muss 
das angefochtene Urteil bezeichnen.  
 
Innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung des vollständigen Urteils sind die Gründe darzulegen, aus denen 
die Berufung zuzulassen ist. Die Begründung ist, soweit sie nicht bereits mit dem Antrag vorgelegt worden ist, 
bei dem Hamburgischen Oberverwaltungsgericht, Lübeckertordamm 4, 20099 Hamburg, einzureichen. 
 
Die Berufung ist nur zuzulassen,  
 
- wenn ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des Urteils bestehen,  
- wenn die Rechtssache besondere tatsächliche oder rechtliche Schwierigkeiten aufweist,  
- wenn die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat,  
- wenn das Urteil von einer Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts, des Bundesverwaltungsgerichts, 

des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts 
abweicht und auf dieser Abweichung beruht oder  

- wenn ein der Beurteilung des Berufungsgerichts unterliegender Verfahrensmangel geltend gemacht wird 
und vorliegt, auf dem die Entscheidung beruhen kann.  

 
Vor dem Hamburgischen Oberverwaltungsgericht müssen sich die Beteiligten, außer im 
Prozesskostenhilfeverfahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Dies gilt auch für 
Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren vor dem Hamburgischen Oberverwaltungsgericht eingeleitet wird. 
Als Bevollmächtigte sind Rechtsanwälte oder Rechtslehrer an einer der in § 67 Abs. 2 Satz 1 VwGO genannten 
Hochschulen mit Befähigung zum Richteramt zugelassen. Ferner sind die in § 67 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 bis 7 
VwGO bezeichneten Personen und Organisationen als Bevollmächtigte zugelassen. Ergänzend wird wegen der 
weiteren Einzelheiten auf § 67 Abs. 2 Satz 3, Abs. 4 und Abs. 5 VwGO verwiesen. 
 
Auf die Möglichkeit der Sprungrevision nach § 134 VwGO wird hingewiesen.  
 
   

Tatbestand 

 

Der Kläger wendet sich noch gegen seine Nennung in dem Verfassungsschutzbericht der 

Beklagten für das Jahr 2021. 
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Der Kläger ist als eingetragener Verein organisiert. Nach seiner Satzung besteht sein 

Vereinszweck in der Förderung der Volksbildung durch die Veranstaltung von Seminaren 

sowie von Bildungs- und Diskussionsveranstaltungen zu philosophischen, ökonomischen, 

historischen und anderen Themen. Laut Satzung strebt er eine offene und streitbare 

Diskussion marxistischer Ideen und eine Auseinandersetzung mit anderen 

Weltanschauungen an. Zudem ist in der Satzung bestimmt, dass er überparteilich ist. 

Gegründet wurde der Kläger 1981 auf Initiative der Deutschen Kommunistischen Partei 

(DKP). 

Über den Kläger hat die Beklagte seit 1997 in ihren jährlichen Verfassungsschutzberichten 

fortlaufend berichtet. Letztmals hat die Beklagte ihn in ihren Verfassungsschutzbericht für 

das Jahr 2021 aufgenommen.  

In dem Bericht für das Jahr 2021 wurde über den Kläger in dem Abschnitt 

„Linksextremismus“ berichtet und zwar in dem Unterabschnitt 5.3. „Orthodoxe 

Kommunisten und andere revolutionäre Marxisten“ unter Nr. 5.3.1 „DKP Hamburg, XXX 

und trotzkistische Gruppierungen“. 

In diesem Bericht findet sich zum Thema „Linksextremismus“ eine vom übrigen Text 

abgesetzte rot unterlegte Begriffserläuterung.  

„Der Begriff ‚Linksextremismus‘ ist eine Sammelbezeichnung für unterschiedliche, 

auch sich teilweise deutlich unterscheidende Positionen, Einstellungen, Strategien 

und Organisationsformen (zum Beispiel Autonome, Postautonome, Antiimperialisten, 

Antifaschisten, orthodoxe Kommunisten, Trotzkisten).  

Je nach politisch-ideologischer Ausrichtung streben Linksextremisten eine 

sozialistische, kommunistische, autonome oder anarchistische Gesellschaftsordnung 

an.  

Einig ist sich diese heterogene Szene, der sozialen Gleichheit eine zentrale Rolle 

zuzuschreiben, sowie in dem Bestreben, die freiheitliche demokratische 

Grundordnung und damit die durch das Grundgesetz vorgegebene Staats- und 

Gesellschaftsordnung der Bundesrepublik Deutschland überwinden zu wollen.  

Insbesondere die parlamentarische Demokratie ist nach linksextremistischer 

Überzeugung als ‚Herrschaftsinstrument des Kapitalismus‘ zu betrachten und daher 

zu beseitigen. Zahlreiche Gruppierungen halten dafür auch den Einsatz von Gewalt 

für ein legitimes Mittel.  

Die größte Gruppe innerhalb der gewaltorientierten linksextremistischen Szene bilden 

die Autonomen. Diese haben in der Regel weder klare Strukturen noch gemeinsame 

politische Zielsetzungen, aber sind sich darin einig, den Staat und seine 
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Einrichtungen notfalls mit Gewalt zerschlagen zu wollen. Ihre hauptsächliche 

Agitations- und Aktionsfelder sind: Antifaschismus, Antirepression, Antimilitarismus, 

Antirassismus, Antiglobalisierung und Antiimperialismus.  

Aufgrund ihrer Ablehnung von Hierarchien und Herrschaft gibt es zwischen 

Autonomen und anderen linksextremistischen Gruppierungen zum Teil große 

ideologische Differenzen.“ 

Zur Kategorie „Orthodoxe Kommunisten“ (Nr. 5.3 des Berichts) wird ausgeführt:  

„Als ‚orthodoxe Kommunisten‘ werden parteiähnliche Organisationen und Parteien 

bezeichnet, die den Ideologien von Marx, Engels und Lenin (Marxismus-Leninismus) 

folgen. Hierzu gehören vor allem die ‚Deutsche Kommunistische Partei‘ (DKP), 

revolutionär-marxistische Teilstrukturen der Partei DIE LINKE sowie trotzkistische 

Gruppierungen.“ 

In dem Unterabschnitt 5.3.1. des Berichts wird unter drei Überschriften über die XXX, die 

XXX und die XXX berichtet. Unter letzterer Überschrift wird zunächst die XXX abgehandelt 

und im Anschluss daran wie folgt zum Kläger mitgeteilt:  

„Neben dieser in XXX gegründeten XXX besteht in Hamburg seit 1981 die ebenfalls 

auf DKP-Initiative gegründete XXX. Die Veranstaltungen dieser Gruppierung richten 

sich meist an ein universitäres Publikum. So werden jedes Semester Lesungen zu 

Karl Marx angeboten. Im Jahr 2021 fanden viele Lesungen pandemiebedingt in Form 

von Online-Formaten statt. Mit Hilfe dieser Theorieschulungen sollen Alternativen zur 

bestehenden Staats- und Gesellschaftsordnung der Bundesrepublik Deutschland 

entwickelt werden. Die wiederkehrenden Inhalte werden von einem Lehrkörper 

vorgetragen, der teilweise seit den frühen 80er Jahren in dieser Einrichtung tätig ist. 

Die Überwindung des ‚Kapitalismus‘ stellt für diese Gruppe dabei ein zentrales 

Anliegen dar. Die Organisation ist Herausgeber eines Bandes, der sich mit der ‚XXX‘ 

befasst. Dieses Werk wurde auch im Jahr 2021 über die genannte Organisation 

beworben und vertrieben. Eine zentrale Schlussfolgerung des Bandes ist, dass alle 

Probleme der Welt (Umwelt, soziale Frage) alleine auf den ‚Kapitalismus‘ 

zurückzuführen seien: ‚XXX‘ Beiden XXX ist gemein, dass sie die freiheitliche 

demokratische Ordnung überwinden möchten, um an deren Stelle einen Staat zu 

errichten, der auf den Grundlagen des Marxismus-Leninismus fußt.“ 

 

Im März 2022 wendete sich der Kläger gegen seine Aufnahme in die 

Verfassungsschutzberichte für die Jahre 2018 bis 2021 und forderte die Beklagte auf, ihn 

aus diesen Berichten zu streichen. Darüber hinaus beantragte er, in allen zukünftigen 

Verfassungsschutzberichtern der Beklagten nicht mehr erwähnt zu werden. Bei ihm 

handele es sich nicht um eine Bestrebung im Sinne des Hamburgischen 

Verfassungsschutzgesetzes. Hierfür böten die Berichte keine hinreichende 

Informationsgrundlage, da sie keine Anhaltspunkte für Bestrebungen von ihm gegen die 
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freiheitliche demokratische Grundordnung enthielten. Selbst wenn einzelne Aussagen des 

Klägers oder ihrer Mitglieder als verfassungsrechtlich problematisch eingeordnet würden, 

wäre ihre Erwähnung in Verfassungsschutzberichten unverhältnismäßig. Da die 

Anhaltspunkte für verfassungswidrige Bestrebungen allenfalls schwach ausfallen könnten, 

habe ihr allgemeines Persönlichkeitsrecht Vorrang vor dem Interesse an der erfolgten 

Berichterstattung.  

Die Beklagte lehnte mit Bescheid vom 4. Juli 2022 die Streichung aus den Berichten 2018 

bis 2021 und auch den in die Zukunft gerichteten Unterlassungsantrag ab. Die gesetzlichen 

Voraussetzungen für die Berichterstattung über den Kläger nach dem Hamburgischen 

Verfassungsschutzgesetz seien gegeben. Es lägen hinreichend gewichtige tatsächliche 

Anhaltspunkte dafür vor, dass es sich bei dem Kläger um eine Bestrebung gegen die 

freiheitliche demokratische Grundordnung handele. Solche Anhaltspunkte lägen in der 

Verflechtung des Klägers mit der DKP und anderen verfassungsfeindlichen Bestrebungen 

wie etwa der XXX sowie mit anderen linksextremistischen Gruppierungen.  

So sei der Kläger auf die Initiative der linkextremistischen DKP hin gegründet worden. Aus 

der Vereinssatzung des Klägers aus dem Gründungsjahr 1981 gehe hervor, dass sein 

Vermögen im Fall seiner Auflösung an das sogenannte „Kuratorium der Gedenkstätte Ernst 

Thälmann“ fließe, das Bestandteil der DKP sei. Die Vorträge beim Kläger und andere seiner 

Kernaktivitäten würden von einem Lehrkörper durchgeführt, der teilweise seit der Gründung 

durch die DKP in seiner Einrichtung tätig sei. Auch die Funktionäre des Klägers seien seit 

vielen Jahren dieselben Personen. Mindestens ein Mitglied des Klägers sei zugleich auch 

Mitglied der DKP. Außerdem habe die DKP ausdrücklich ihre Solidarität mit dem Kläger 

bekundet, als ihm die Gemeinnützigkeit aberkannt worden sei. Angesichts der materiellen 

und finanziellen Verflechtung mit der DKP sei davon auszugehen, dass der Kläger die 

inhaltliche Ausrichtung der DKP teile und ähnliche Bestrebungen wie diese verfolge.  

Der Kläger sei zudem in den betreffenden Berichtszeiträumen durch materielle 

Gemeinsamkeiten mit der ebenfalls DKP-nahen XXX, einer weiteren Marxistischen XXX in 

Hamburg, derart verflochten, dass ihm die zu dieser XXX festgestellten gravierenden 

Verdachtsmomente für deren Bestrebung gegen die freiheitliche demokratische 

Grundordnung zuzurechnen seien. Die XXX sei eine orthodox-kommunistische 

Vereinigung, die nach der Etablierung einer „besseren Gesellschaft“ auf der Grundlage des 

Marxismus-Leninismus strebe, die mit der freiheitlichen demokratischen Grundordnung 

nicht vereinbar sei. Die XXX weise - wie der Kläger - eine enge ideologische Verbundenheit 
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mit der DKP wie auch zum Kuratorium der Gedenkstätte Ernst Thälmann auf. Auf 

gemeinsamen Veranstaltungen der beiden Marxistischen XXX organisiere, moderiere, 

referiere und diskutiere ein ausgewählter Personenkreis, darunter DKP-Mitglieder, mit 

Interessierten. Beiden XXX sei neben ihrem Namen der Wunsch gemein, die freiheitliche 

demokratische Grundordnung zu überwinden, um an ihrer Stelle einen seinem Wesen nach 

verfassungsfeindlichen Staat zu errichten.  

Auch zu anderen verfassungsfeindlichen Parteien bestünden Verbindungen, die mangels 

Distanzierung von ihnen weitere tatsächliche Anhaltspunkte für seine Verwurzelung im 

orthodox-kommunistischen Milieu darstellten. So habe die Marxistisch-Leninistische Partei 

Deutschlands (MLPD) den Kläger 2021 unterstützt, indem sie dagegen protestiert habe, 

dass die Verbreitung der Lehren von Karl Marx und anderen Klassikern als 

Arbeiterbewegung als nicht gemeinnützig eingestuft werde, und dabei rhetorisch angemerkt 

habe, was gemeinnütziger sein könne, als die Freiheitsideologie des Kommunismus.  

Die vom Kläger an der Universität Hamburg organisierten und veranstalteten 

Vortragsreihen zielten im Kern darauf, verfassungsfeindliche Alternativen zur bestehenden 

Staats- und Gesellschaftsordnung der Bundesrepublik Deutschland, wie etwa ein auf den 

Grundlagen des Marxismus fußenden Staates, aufzuzeigen. Zu diesem Zweck veranstalte 

er unter dem Deckmantel der Wissenschaft und Bildung regelmäßige Lesungen, die sich 

insbesondere an junge Menschen auf der Suche nach Orientierung und sozialer 

Gerechtigkeit richteten. Getarnt als eine „Vermittlung zu Grundkenntnissen des Marxismus“ 

gehe es dem Kläger tatsächlich um die Entwicklung und das Aufzeigen von Anhaltspunkten 

und Möglichkeiten zur Überwindung des „Kapitalismus“, der aus seiner Sicht sinnbildlich für 

die freiheitliche demokratische Grundordnung stehe. Weitere Veranstaltungen habe der 

Kläger in linksextremistischen Szeneobjekten wie dem „XXX“ durchgeführt. Ferner biete 

der Kläger onlinebasierte Vorträge an, wie etwa die im Juni 2022 durchgeführte 

Veranstaltung mit dem Titel „XXX“ Anhand des begleitenden Skripts lasse sich erkennen, 

dass diese Veranstaltung der Förderung orthodox-kommunistischer Sichtweisen auf 

aktuelle Fragen des Zeitgeschehens und entsprechende Geschichtsinterpretationen 

gedient habe, die nicht in Einklang mit der freiheitlichen demokratischen Grundordnung 

stünden.  

Die inhaltlichen Schwerpunkte des Klägers, die sich insbesondere auf die Überwindung der 

parlamentarischen Demokratie bezögen, fänden sich in diversen Veröffentlichungen des 

Klägers wieder. Als zentrales Werk sei der Tagungsband „XXX“ anzusehen. Eine zentrale 
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Schlussfolgerung des Klägers aus den Einzelbeiträgen des Bandes laute, dass sämtliche 

weltliche Probleme allein auf den Kapitalismus zurückzuführen seien, den es daher 

abzuschaffen gelte. So werde ausgeführt: „XXX.“ Diese Benennung eines singulären 

Grundübels für alle Menschheitsprobleme weise auf politischen Extremismus hin. Der 

Kläger meine mit Kapitalismus im orthodox-kommunistischem Sinn stets zentrale 

Verfassungsgrundsätze und nicht - wie er behaupte - allein die aktuelle Wirtschaftsordnung. 

Diese Geisteshaltung des Klägers werde an diversen Stellen des Tagungsbandes deutlich: 

Beispielhaft und repräsentativ stehe das Zitat: „Aber die Kompromisse werden anders 

aussehen als in der Europäischen Grundrechtscharta, die ein Recht auf 

Unternehmerfreiheit neu erfunden und normiert hat. Und sie sollten auch anders aussehen 

als im Grundgesetz, das nicht nur den Religionsunterricht verfassungsrechtlich absichert, 

sondern auch den Einfluss der christlichen Kirchen auf diesen." 

Die in dem Tagungsband auftretenden Autoren richteten sich in ihren Beiträgen - teilweise 

verklausuliert, teilweise ganz klar und offen - gegen die freiheitliche demokratische 

Grundordnung. So sei „zur Führung des Bürgerkriegs, zur Wiederherstellung der 

Versorgung und der Arbeitsdisziplin in den bereits vergesellschafteten Betrieben, zur 

Unterbindung von Plünderungen und Schwarzhandel und zur weiteren Sozialisierung der 

verbliebenen Privatproduktion und -distribution [die] Organisation eines revolutionären 

Gewaltapparates notwendig, die von Marx so bezeichnete ,Diktatur des Proletariats‘". Diese 

Ausführungen müssten als ein Aufruf zu einem gewaltsamen Umsturz und der Etablierung 

einer Gewaltherrschaft verstanden werden, die in einem krassen Widerspruch zu den 

Verfassungsgrundsätzen der Bundesrepublik stünden.  

Die Autoren wendeten sich in dem Tagungsband ferner gegen das durch Art. 14 GG 

geschützte Rechtsgut des Eigentums, das es gewaltsam abzuschaffen gelte. So werde in 

dem Band ausgeführt, dass „die kapitalistische Produktion nicht anders aufgehoben 

werden“ könne, „als durch die Abschaffung des Privateigentums“, und das geschehe „nicht 

nur durch die bloße Streichung von Art. 14 GG im Bundesgesetzblatt, sondern gegen den 

Widerstand der Privateigentümer. […] Die Revolution hat [die Bourgeoisie] zu unterdrücken 

und die materiellen Bedingungen ganz neuartiger Interessen der bisher ausgebeuteten 

Klasse zu schaffen."  

An weiteren diversen Stellen des Tagungsbands werde deutlich, dass der Kläger 

sozialistische Vorstellungen, die sich im Rahmen der freiheitlichen demokratischen 

Grundordnung bewegten, konsequent ablehne, da diese mit der kommunistischen 
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Planwirtschaft nicht in Übereinstimmung zu bringen seien. Sie diskreditiere somit die 

sozialistischen Kräfte, die sich auf dem Boden der freiheitlichen demokratischen 

Grundordnung für Veränderungen im Sinne eines demokratischen Sozialismus einsetzten.  

Die verfassungsfeindlichen Inhalte des Tagungsbandes seien dem Kläger auch 

zuzurechnen. Er sei Herausgeber des Tagungsbandes und bewerbe ihn an zentraler Stelle 

seiner Website. Das Werk sei in den fraglichen Berichtszeiträumen über die gesamte 

Organisation vertrieben worden. Eine Abgrenzung des Klägers von den Autoren oder 

Inhalten des Tagungsbandes sei nicht erfolgt.  

Hieraus ergebe sich, dass der Kläger nach der Abschaffung der im Grundgesetz 

konkretisierten Menschenrechte und somit nach der Beseitigung der im Hamburgischen 

Verfassungsschutzgesetz genannten Verfassungsgrundsätze strebe. Hierzu würden alle 

Mittel, auch ein gewaltsamer Umsturz, als für dieses Ziel geeignet angesehen. Sein 

Handeln erschöpfe sich nicht in einer bloßen Kritik an einem Bestandteil der freiheitlichen 

demokratischen Grundordnung, sondern sei mit dem Aufruf zu gewaltsamen Aktivitäten zur 

Beseitigung dieser Verfassungsgrundsätze verbunden. 

Die Aufnahme des Klägers in die Verfassungsschutzberichte sei auch nicht 

unverhältnismäßig. Dadurch werde er weder gehindert, sich weiter als Verein zu 

organisieren, noch Mitglieder aufzunehmen und sein Gedankengut zu verbreiten. Er müsse 

allerdings in Kauf nehmen, dass interessierte Studierende oder andere Adressaten von 

Veranstaltungen, die sich selbst im Verfassungsschutzbericht über die Einschätzung der 

Beklagten zum Kläger informierten, aus freien Stücken von einer Teilnahme an seinen 

Veranstaltungen oder seiner Unterstützung Abstand nähmen. Auch die Aberkennung der 

Gemeinnützigkeit des Klägers ändere an der Verhältnismäßigkeit der Berichterstattung 

nichts. Auch wenn er keine staatliche Unterstützung mehr erhalte und deshalb auf die 

Finanzierung durch Spenden angewiesen sei, sei nicht ersichtlich, dass ihn dies an der 

Ausübung der vorgenannten Aktivitäten hindere. Dem Kläger bleibe es insbesondere 

unbenommen, seine Förderer weiterhin - wenn auch ohne steuerliche Begünstigung - um 

Spenden zu bitten.  

Die Berichterstattung sei angemessen, da nicht nur vereinzelte oder wenig belastbare 

Erkenntnisse über verfassungsfeindlichen Bestrebungen des Klägers vorlägen, sondern 

bereits über einen längeren Zeitraum sowohl quantitativ als auch qualitativ verdichtete 

tatsächliche Anhaltspunkte. Über den Kläger seien über einen jahrelangen Zeitraum 

Äußerungen und Aktivitäten dokumentiert, die zahlreich und zugleich hinreichend gewichtig 
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seien. Insbesondere die bis heute anhaltenden Verbindungen des Klägers in die 

linksextremistische Szene sowie ihre Publikationen trügen die Annahme 

verfassungsfeindlicher Bestrebungen.  

Schließlich entspreche auch die Art und Form der Darstellung in den 

Verfassungsschutzberichten den Grundsätzen der Verhältnismäßigkeit. Sie seien sachlich, 

nicht unnötig verletzend und dem Gegenstand der Berichterstattung angemessen. Die nur 

vergleichsweise kurzen Textstellen zum Kläger gäben den Lesenden der 

Verfassungsschutzberichte zwar eine knappe, aber sachgerechte erste Information, die 

ihnen als Basis für eine weitere Auseinandersetzung mit den Veranstaltungen und 

Veröffentlichungen des Klägers dienen könnten.  

Ein Anspruch des Klägers darauf, zukünftig nicht mehr in den Verfassungsschutzberichten 

erwähnt zu werden, bestehe nicht. Hierfür komme nur der öffentlich-rechtliche 

Unterlassungsanspruch in Betracht, der unter anderem eine Rechtsverletzung durch eine 

rechtswidrige Beeinträchtigung grundrechtlich geschützter Positionen des Betroffenen 

voraussetze, an der es bei der rechtmäßigen Berichterstattung über ihn fehle. 

 

Der Kläger legte am 21. Juli 2022 gegen den Bescheid Widerspruch ein und beantragte 

zudem, Ausführungen über ihn auch aus dem Verfassungsschutzbericht 2021 zu streichen.  

Zur Begründung des Widerspruchs führte er aus, dass eine Entscheidung über seine 

Anträge nicht in Form eines Verwaltungsaktes habe ergehen dürfen, da die Streichung aus 

den Verfassungsschutzberichten einen Realakt darstelle. Daher sei auch die 

Rechtsbehelfsbelehrung des Widerspruchs fehlerhaft. In der Sache führte er aus, dass 

entgegen der Darstellungen der Beklagten in dem angefochtenen Bescheid keine 

hinreichend gewichtigen Anhaltspunkte für eine Bestrebung von ihm gegen die freiheitliche 

demokratische Grundordnung vorlägen. Insbesondere bestünden keine Verflechtungen mit 

anderen verfassungsfeindlichen Bestrebungen. Sein Handeln sei rein wissenschaftlich 

motiviert. Eine Überwindung der freiheitlichen demokratischen Grundordnung werde von 

ihm nicht angestrebt. 

 

Mit Widerspruchsbescheid vom 11. Mai 2023 wies die Beklagte den Widerspruch zurück. 

Ihre Entscheidung über die gestellten Anträge sei ein Verwaltungsakt. Auch wenn der 

Streichungsakt ein Realakt sei, enthalte die ablehnende Entscheidung hierüber eine 
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Regelung. Sie sei das nach außen gerichtete sichtbare Ergebnis eines Prüfvorganges, 

dessen Schwerpunkt auf der behördlichen Entscheidung über die verbindliche Regelung 

des Rechtsverhältnisses liege, das der Kläger durch seinen Antrag zur Entstehung gebracht 

habe.  

Zur inhaltlichen Begründung wiederholte und vertiefte sie ihre Ausführungen in dem 

Ausgangsbescheid, dass hinreichend gewichtige tatsächliche Anhaltspunkte für eine 

Bestrebung gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung vorlägen. Wie dargelegt 

bestünden diese zum einen in der engen Verflechtung des Klägers mit der Deutschen 

Kommunistischen Partei (DKP) und zum anderen in der Verflechtung mit weiteren 

verfassungsfeindlichen Bestrebungen, wie etwa der XXX und anderen linksextremistischen 

Gruppierungen. Soweit vom Kläger in Abrede genommen werde, dass eine finanzielle 

Verflechtung mit der DKP bestehe, habe die Beklagte dies zu keinem Zeitpunkt öffentlich 

verlautbaren lassen. Unbestritten sei, dass der Kläger über viele Jahrzehnte als 

Vorfeldorganisation der DKP diene, wie der auch aktuell noch bestehende Bezug zur 

Gedenkstätte Ernst Thälmann zeige.  

Die Namensgebung des Klägers sei in der Absicht erfolgt, eine Kontinuität zu den in den 

1920er Jahren gegründeten Marxistischen XXX herzustellen. Die DKP sehe sich in der 

Kontinuität zur KPD und als deren Nachfolgeorganisation. Eine andere Namensgebung sei 

möglich gewesen. Darauf sei aber bewusst verzichtet worden, da man sich in der 

kommunistischen Tradition der KPD sehe. Diese Schulungseinrichtungen seien auf 

Betreiben der KPD initiiert und betrieben worden. Nach Gründung der DKP im Jahre 1968 

seien auch in anderen Städten der Bunderepublik Deutschland entsprechende 

Einrichtungen mit DKP-Bezug und quasi identischem Namen entstanden. Die KPD habe 

sich auch damals mit (vermeintlich) bürgerlichen oder überparteilichen Dozenten ohne 

Zugehörigkeit zur Partei geschmückt, um eine zu enge Bezogenheit zur KPD zu kaschieren.  

Die Marxistischen XXX der KPD seien als Konkurrenz zu den bereits existierenden XXX 

der SPD gedacht gewesen, um diesen Mitglieder sowie Zuhörer abzugewinnen, um diese 

für die kommunistische Ideologie und gegen die erste deutsche Demokratie zu gewinnen. 

Das Ziel sei die ideologische Meinungsführerschaft in den Arbeitermilieus gewesen. Aus 

KPD-Sicht hätten damals Sozialdemokraten als „Sozialfaschisten" gegolten, da diese für 

einen demokratischen Sozialismus in einem demokratischen Rechtsstaat eingetreten seien 

und mit anderen nichtsozialistischen Demokraten kooperiert hätten. Die SPD habe 

Veränderungen innerhalb des demokratischen Systems angestrebt, um das Ziel des 



- 11 -  

 

 

 

 
- 12 - 

 

demokratischen Sozialismus zu verwirklichen. Das Ziel der KPD - und auch heute der DKP 

– sei es hingegen, die bestehenden Verhältnisse mit revolutionärer Macht zu überwinden, 

um einen kommunistischen Staat zu etablieren. Der Protagonist der KPD der Weimarer 

Republik, sei deren Vorsitzender Ernst Thälmann gewesen. Er sei ein erklärter 

Gefolgsmann Josef Stalins und ein erbitterter Gegner der Sozialdemokratie gewesen, die 

dieser noch stärker bekämpft habe als die Nationalsozialisten. Thälmann sei später ein 

Opfer des Naziregimes geworden. Thälmann werde von orthodoxen Kommunisten als 

Vorbild geehrt, dem es nachzueifern gelte. Grund hierfür sei zuvorderst der seinerzeitige 

Kampf für den Kommunismus, gegen den Parlamentarismus sowie auch sein aggressives 

Klassenkämpfertum.  

Der Kläger habe den Bezug zum Kuratorium Gedenkstätte Ernst Thälmann freiwillig 

hergestellt und halte ihn seit Jahrzehnten aufrecht. Die Vernetzung mit der Gedenkstätte - 

und damit auch mit der DKP – werde über Jahrzehnte freiwillig praktiziert. Der freiwillig 

hergestellte Bezug zu einem der größten Feinde der Weimarer Republik sei aufgrund eines 

orthodox-kommunistischen Weltbildes des Klägers erfolgt. Für ihn habe die Möglichkeit 

bestanden, andere Persönlichkeiten aus dem Bereich der Gegnerschaft zum 

Nationalsozialismus oder andere Repräsentanten eines demokratischen Sozialismus als 

identifikationsstiftende Persönlichkeit auszuwählen. Ebenso habe auch die Möglichkeit für 

ihn bestanden, eine andere Namensgebung zu finden, die nicht orthodox-kommunistisch 

konnotiert sei. 

Der im Ausgangsbescheid genannte Sammelband „XXX“ werde vom Kläger 

herausgegeben. Er vertreibe das Werk über eigene Kanäle und werbe dafür bei allerlei 

Gelegenheiten. Es sei das „Opus Magnum" der Gruppierung um den Kläger, also eine Art 

politisch-ideologisches Vermächtnis. Eine zentrale Schlussfolgerung in dem Band laute, 

dass sämtliche weltliche Probleme allein auf den Kapitalismus zurückzuführen seien, den 

es daher abzuschaffen gelte. So heiße es dort: „XXX“ Diese Benennung eines singulären 

Grundübels für alle Menschheitsprobleme weise auf politischen Extremismus hin. Der 

Kläger fasse unter den Begriff Kapitalismus im orthodox-kommunistischen Sinn zentrale 

Verfassungsgrundsätze und nicht etwa nur die aktuelle Wirtschaftsordnung. Diese 

Einstellung des Klägers werde – wie im Ausgangsbescheid dargelegt - an diversen Stellen 

des Sammelbandes deutlich.  

Von den Passagen in dem Sammelband, die der freiheitlich demokratischen Grundordnung 

antagonistisch entgegenstünden, sei bislang eine klare, glaubhafte Abwendung des 
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Klägers unterblieben. Er mache sich als Herausgeber diese verfassungsfeindlichen Inhalte 

durch Abdruck und Vertrieb zu eigen, zumal von ihm für die geäußerten Sichtweisen auch 

Sympathie bekundet worden sei. Es sei an keiner Stelle des Bandes eine kritische 

Einordnung der Texte erfolgt, etwas durch eine Distanzierung oder eine kritische 

wissenschaftliche Auseinandersetzung mit den verlautbarten Thesen. Für das gesamte 

Werk trage er daher die politische und publizistische Verantwortung. Schließlich stehe seine 

Aufnahme in die Verfassungsschutzberichte - wie im Ausgangsbescheid ausgeführt - mit 

dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit in Einklang.  

 

Der Kläger hat am 14. Juni 2025 Klage erhoben. Seine Aufnahme in den 

Verfassungsschutzbericht 2021 sei rechtswidrig, sodass die Beklagte gehalten sei, die 

weitere Verbreitung des Berichts zu unterbinden. Die Voraussetzungen der 

Ermächtigungsgrundlage im Hamburgischen Verfassungsschutzgesetz zur öffentlichen 

Berichterstattung über ihn seien nicht erfüllt. Es existierten keine hinreichend gewichtigen 

tatsächlichen Anhaltspunkte dafür, dass es sich bei ihm um eine Bestrebung gegen die 

freiheitliche demokratische Grundordnung handele. Die im Ablehnungs- und 

Widerspruchsbescheid hierfür angeführten Aspekte seien fehlerhaft und könnten im 

Ergebnis nicht zu der Annahme führen, ihn als eine Vereinigung einzuordnen, die sich 

gegen die freiheitlich demokratische Grundordnung richte.  

Die Beklagte nehme zu Unrecht an, dass gewichtige tatsächliche Anhaltspunkte für eine 

Bestrebung gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung des Klägers aufgrund 

einer vermeintlichen engen Verflechtung mit der DKP und anderen verfassungsfeindlichen 

Bestrebungen, wie die XXX, - oder weiteren linksextremistischen Gruppierungen vorlägen. 

Diese Angaben zum Nachweis einer von ihm entfalteten Bestrebung gegen die freiheitliche-

demokratische Grundordnung angeführten Verflechtungen seien unzutreffend. Ohnehin 

könnten sie unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit, speziell der 

Gebotenheit, nicht dazu führen, den Kläger als verfassungsfeindliche Bestrebung 

anzusehen.  

Weder in personeller, in inhaltlicher noch in finanzieller Sicht liege eine Verflechtung 

zwischen der DKP und ihm aktuell vor. Von einer personellen Verflechtung könne nicht die 

Rede sein, da nur eines seiner Mitglieder zugleich Mitglied der DKP gewesen sei. Die 

Mehrzahl seiner Mitglieder sei ohne jede Parteizugehörigkeit aktiv. Die anderen gehörten 

verschiedenen demokratischen Parteien und Organisationen an.  
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Bei seiner Vereinsarbeit gebe es zwar einen inhaltlichen Schwerpunkt bei der 

Auseinandersetzung um das Werk „Das Kapital“ von Karl Marx. Bei ihm gehe dies aber 

nicht mit einer Einengung der politischen Auffassungen, wie zum Beispiel derjenigen der 

DKP, einher. Diese von ihm gepflegte Auseinandersetzung setze nach seinem, des 

Klägers, Selbstverständnis gerade eine breite politische Diskussion unterschiedlicher 

Positionen voraus. Seine breite politische Ausrichtung und sein Wirken in der 

demokratischen Zivilgesellschaft zeige sich in seiner tatsächlichen praktischen Tätigkeit, in 

seinem Veranstaltungsprogrammen und seinen Kongressen, die in den letzten Jahren u.a. 

Diskussionsveranstaltungen mit Professorinnen und Professoren der Universität Hamburg, 

der Technischen Universität Harburg, der Universitäten Bielefeld, Wuppertal, 

Frankfurt/Main, Jena, Leipzig, sowie der Technischen Universitäten Berlin und Wien, der 

Universität Tel Aviv und Peking enthielten und die ein breites politisches Spektrum im links-

liberalen Bereich abdeckten. Mit seiner Tätigkeit wolle er nicht die Durchsetzung eines 

einheitlichen politischen Ziels erreichen, sondern setze in aufklärerischer Tradition auf eine 

breite demokratische Diskussion über wirtschaftliche, soziale und politische Ziele. 

Aus der teilweisen Identität seines Lehrkörpers seit ihrer Gründung im Jahre 1981 ergebe 

sich kein weiterer schlüssiger Nachweis einer Nähe von ihm zur DKP. Schon damals sei 

der Lehrkörper, trotz Gründung des Klägers auf etwaiger Initiative der DKP, weit über den 

engen Rahmen von DKP-Mitgliedern hinausgegangen, wie ein Blick in alte Programme von 

ihr zeige. Dafür spreche auch die damalige Existenz eines in der Satzung erwähnten 

Beirats, in dem auch bekannte Mitglieder der SPD mitgewirkt hätten. Mit dem Niedergang 

der DKP um 1990 und der Neuausrichtung des Klägers sei auch ein fast vollständiger 

Wechsel im Lehrkörper bei ihm einhergegangen. Mithin gebe es heute keine Identität mit 

dem alten Lehrkörper des Klägers aus den 1980er Jahren mehr.  

Die Solidaritätsbekundungen der DKP anlässlich der Aberkennung seiner Gemeinnützigkeit 

könne ebenfalls nicht als Nachweis einer Verflechtung beider Organisationen dienen, da 

eine Bekundung der Solidarität regelmäßig nicht vom Empfänger einer solchen Erklärung, 

also des Klägers, gesteuert bzw. im Vorfeld beeinflusst werden könne. Zwar könne 

angenommen werden, dass zwischen den Organisationen eine gewisse Sympathie 

zueinander bestehe. Dies könne jedoch auch auf einseitiger Art beruhen, sodass die 

Annahme einer wechselseitigen Verflechtung nicht begründet werden könne. Dasselbe 

gelte auch für die Solidaritätsbekundung der MLPD, zu der es keinerlei Kontakt gebe, 
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sodass sie nicht als Beleg dafür dienen könne, dass der Kläger im orthodox-

kommunistischen Milieu verwurzelt sei.  

Aus einer vorgeblichen Nähe des Klägers zur XXX könnten ebenfalls keine Schlüsse für 

seine Einordnung gezogen werden, wie sie die Beklagte vorgenommen habe. Soweit die 

Beklagte anführe, dass er auf seiner Homepage auf die XXX verweise, verkenne sie, dass 

zugleich auch eine Verlinkung unter anderem zum Gesellschaftswissenschaftlichen Institut 

Hannover, zur Berliner Helle Panke e.V., zum Berliner Verein zur Förderung der MEGA-

Edition e.V, zur Rosa-Luxemburg-Stiftung und zum International Institute of Social History 

existiere. Mit dieser Verlinkung könne somit keine ideologische Verbundenheit zur XXX 

belegt werden. Zudem begreife er sich, im Gegensatz zur XXX, nicht als leninistische 

Organisation. Er biete keine Veranstaltungen zum Leninismus an. Er sei an keine 

theoretische Schule des Marxismus gebunden. Vielmehr verstehe er sich als Forum, in dem 

unterschiedliche gesellschaftskritische Ansätze in solidarischer Form diskutiert würden. 

Dabei sei die Verbreitung, Auseinandersetzung und Weiterentwicklung der marxistischen 

Theorie sein Ziel. Zudem distanziere er sich auf seiner Webseite (unter „Impressum“) 

explizit mit der folgenden Angabe von der XXX: „Wir weisen ausdrücklich darauf hin, dass 

wir mit dem 2007 ohne unser Zutun in XXX gegründeten Verein ‚XXX‘, der leider auch als 

‚XXX‘ oder ‚XXX‘ auftritt, nicht identisch und organisatorisch in keiner Weise verbunden 

sind.“ 

Die ferner von der Beklagten angeführte Satzungsklausel, dass im Falle der 

Vereinsauflösung das Vermögen an das „Kuratorium der Gedenkstätte Ernst Thälmann“ 

fließen solle, begründe nicht die Annahme der Verfolgung verfassungsfeindlicher Ziele. 

Auch wenn angenommen werden könne, dass seinerzeit durch eine solche Regelung in 

einer Vereinssatzung bewusst eine Organisation ausgewählt worden sei, die dem Verein 

politisch nahestehe, sei zugleich aber auch die gegenteilige Annahme berechtigt, dass 

nämlich diese Regelung ihren Grund in der Identifizierung und Solidarisierung mit der 

politischen Persönlichkeit Ernst Thälmanns als Opfer des NS-Regimes gehabt habe. Die 

Beklagte verkenne, dass die Solidarisierung mit einem Opfer der Gewaltherrschaft des 

Nationalsozialismus auch unabhängig von einer Glorifizierung dieser Person durch die DKP 

erfolgen könne und dass die Person Ernst Thälmann über parteipolitische Grenzen hinaus 

eine Bedeutung als Opfer der Nazi-Herrschaft habe. Diese Bedeutung sei auch im Stadtbild 

der Hansestadt Hamburg parteiübergreifend anerkannt. So sei erst 1985 der Platz vor dem 

Haus in der Tarpenbekstraße 66, in Hamburg-Eppendorf, in der Thälmann von 1929 bis zu 
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seiner Verhaftung durch die Gestapo am 3. März 1933 mit seiner Familie gelebt habe, in 

Ernst-Thälmann-Platz umbenannt worden. Der Hamburger Senat sei in dieser Zeit von der 

SPD mit absoluter Mehrheit regiert worden. Die Beweggründe lägen vor allem in der Person 

Thälmanns, der Opfer der Nazi-Herrschaft und eine bedeutende Persönlichkeit für viele 

Hamburger Arbeiter gewesen sei. Diese übliche Unterscheidung zwischen Person und 

Organisation verwerfe die Beklagte, wenn sie meine, aufgrund einer veralteten 

Satzungsregelung nun den Nachweis einer Querverbindung zwischen der DKP und dem 

Kläger mit der Person Ernst Thälmann begründen zu können. Eine unmittelbare Verbindung 

zu den politischen Zielen und Idealen der DKP könne hieraus nicht hergeleitet werden. 

Ohnehin habe die Frage zur weiteren Verwendung des Vermögens nach einer Liquidation 

in seiner Vereinspraxis keinerlei Rolle gespielt, sodass diese Satzungsbestimmung für viele 

Mitglieder gänzlich unbekannt geblieben sei. Aufgrund der aktuell fehlenden Verbindung 

des Klägers zur Gedenkstätte Ernst Thälmann, die es möglicherweise in den Anfangsjahren 

des Klägers gegeben habe, sei diese Regelung inzwischen auch im Rahmen einer 

Satzungsänderung am 6. Februar 2023 durch eine andere ersetzt worden. Der 

Mitgliederbestand des Klägers habe mit der Zeit gewechselt. Jüngere Mitglieder mit einer 

anderen oder fehlenden Parteiausrichtung seien hinzugekommen, ältere seien gegangen. 

Die Satzung des Klägers sei, wie oftmals auch bei anderen Vereinen, ein 

„hinterherhinkendes“ Regelwerk, das dem Wandel der Mitgliedschaft erst zeitversetzt 

Ausdruck verleihe. Der Kläger habe als Verein diese Regelung zu den Finanzen bei 

Vereinsauflösung schlichtweg nicht mehr im Blick gehabt. Sie sei in Vergessenheit geraten.  

Auch die weitere Bestimmung in der Satzung zum Ausschluss von Mitgliedern auf Geheiß 

des Kuratoriums sei nie zur Anwendung gelangt. Seit 1990 seien keinerlei Ausschlüsse von 

Mitgliedern bekannt. Es seien auch keine außerordentlichen Versammlungen durch das 

Kuratorium einberufen worden. Darüber hinaus existiere seit 1990 zwischen der 

Gedenkstätte bzw. dem Kuratorium und dem Kläger keinerlei Beziehung mehr. Sie spielten 

in ihrer Vereinspraxis keine Rolle mehr. Dies gelte auch für die Person Ernst Thälmann. 

Aus dem vom Kläger herausgegebenen Sammelband „XXX“ (Argument Verlag 2015) 

könne eine Art ideologische Grundierung des Klägers nicht nachgezeichnet werden. Dies 

sei schon deshalb nicht möglich, weil es sich bei dem Sammelband um die 

Zusammenstellung von Debattenbeiträgen unterschiedlicher Autoren handle, die 

verschiedene Strömungen und Ideen des Marxismus verträten, die nicht unbedingt 

diejenigen des Klägers seien. Das Buch sei kein „Zentralwerk“ des Klägers. Die jeweiligen 
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im Sammelband vertretenen Autoren hätten mit ihren Beiträgen lediglich ihre eigene 

Auffassung zu der Thematik einer Ökonomie der Übergangsgesellschaft veröffentlicht. Die 

Beiträge seien nicht als seine, also des Klägers, Auffassung, sondern der jeweiligen 

Autoren zu verstehen. Die meisten Autoren seien auch nicht im Verein des Klägers aktiv, 

sondern seien mit der Thematik des Sammelbands durch andere politische oder 

wissenschaftliche Zusammenhänge verbunden. In der Einleitung zum Sammelband werde 

auch deutlich, dass Intention des Klägers gewesen sei, kontroverse Ansätze 

gegenüberzustellen, indem Beiträge, die von unterschiedlichen Autoren stammten, in den 

Band aufgenommen worden seien. So werde einleitend in dem Band hierzu erläutert: „Es 

geht uns dabei nicht darum, den jeweils anderen vom eigenen Standpunkt zu überzeugen, 

sondern kontroverse Ansätze einander gegenüberzustellen und sie auf theoretische 

Konsistenz und politische Realisierbarkeit zu überprüfen. Die XXX versteht sich nicht als 

politische Organisation mit geschlossenem Programm, sondern eher als eine 

Diskussionsplattform.“ 

Vor diesem Hintergrund könne nicht - wie die Beklagte meint - davon gesprochen werden, 

dass eine zentrale Schlussfolgerung des Klägers aus dem Sammelband laute, dass 

sämtliche Probleme der Welt allein auf den Kapitalismus zurückzuführen seien, den es 

daher abzuschaffen gelte. Vielmehr zitiere die Beklagte falsch und ohne Erläuterung des 

Zusammenhangs verkürzt aus dem Band, indem sie den Satz: „XXX“ herausgegriffen und 

der Einleitung zugordnet habe. Dieser Satz finde sich nicht in der Einleitung. Vielmehr sei 

dort zu lesen: „Während die genannten, weltweit bekannten und vielbeachteten Autoren 

letztlich einen ‚gebändigten‘ und sozial abgefederten Kapitalismus anstreben, gehen die an 

diesem Band beteiligten Autoren dagegen davon aus, dass es mit mehr Gleichheit und 

mehr staatlicher Kontrolle innerhalb des Kapitalismus nicht getan ist. Bei allen 

Unterschieden sind sie sich einig, dass der Kapitalismus die Tendenzen zur sozialen 

Polarisierung, zu Umweltzerstörung und zu Krisen aus seiner ökonomischen Kernstruktur 

erzeugt. Diese Phänomene sind zu beseitigen, indem das System als Ganzes überwunden 

wird. Systemimmanente Reformen werden die zerstörerischen Tendenzen des 

Kapitalismus nur verlagern, kanalisieren, vorübergehend dämpfen, aber nicht beseitigen.“ 

Mit „System“ hätten die Verfasser der Einleitung des Sammelbandes die kapitalistische 

Produktionsweise gemeint. Die systemimmanenten Reformen seien die klassischen 

Instrumente zur Abfederung der aus der Produktionsweise bedingt entstehenden 

Ungleichheiten, die durch das Instrument des Sozialstaats abgefedert werden sollten. 
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Dieser mit „embedded liberalism“ oder „Soziale Marktwirtschaft“ beschriebene 

wirtschaftspolitisch-interventionistische Ansatz führe nicht zur Beseitigung des der 

Produktionsweise immanenten Strebens nach Profitmaximierung auf Kosten von Mensch 

und Natur. Die Verfasser der Einleitung befänden sich hier im Bereich der 

Wirtschaftsordnung und hätten damit noch nichts über ein Gesellschaftssystem ausgesagt, 

welches nach Auffassung der Beklagten im Gegensatz zur freiheitlich demokratischen 

Grundordnung stehe. 

Die weiteren Zitate aus dem Buch stammten allesamt von Autoren, die ihre eigene 

Auffassung zum Thema „Ökonomie der Übergangsgesellschaft“, verträten. Diese 

Auffassungen könnten nicht als Grundlage für die Bestimmung der „ideologischen 

Einordnung“ des Klägers verwendet werden. Insbesondere könnten die aus dem Beitrag 

des Autors XXX zitierten Passagen nicht dem Kläger zugerechnet werden. Die Beklagte 

habe dies auch erkennen können, da es in dem einleitenden Text heiße: „XXX stellt sich in 

Gegensatz zu den meisten anderen Autoren dieses Bandes, indem er eine 

Übergangsgesellschaft überhaupt ablehnt. Er plädiert für eine totale Revolution, 

Weltrevolution gar, die von heute auf morgen alle Marktbeziehungen aufhebt. Dezidiert 

stellt sich XXX damit u. a. gegen jeden Marktsozialismus. Kritiker werden ihm 

möglicherweise vorwerfen, er verabsolutiere einen abstrakten - vielleicht weltfremden - 

revolutionären Anspruch, ohne konkrete Schritte zur Aufhebung des Kapitalismus 

aufzeigen zu können oder zu wollen. Dieser Standpunkt widerspricht zwar gewissermaßen 

den Intentionen der Herausgeber - scheint er doch die gesamte Diskussion als überflüssig 

zu erklären -, doch soll er hier ebenfalls dokumentiert werden, zumal der Beitrag viel 

Triftiges über den Realsozialismus und das Wesen des Kapitalismus enthält.“  

Der Kläger habe unmissverständlich in der Einleitung klargestellt, dass er kontroverse 

Ansätze in den Beiträgen zur Thematik des Sammelbandes habe einander 

gegenüberstellen wollen und den Leser zur Beurteilung ihrer theoretischen Konsistenz und 

politischen Realisierbarkeit habe anregen wollen. Dies bedeute nicht, diese Meinungen als 

eigene des Klägers zu betrachten. Er verstehe sich gerade nicht als politische Organisation 

mit geschlossenem Programm, sondern als eine Diskussionsplattform. Mit der 

Veröffentlichung der Beiträge in dem Sammelband, ohne sich mit ihnen zu identifizieren, 

habe er lediglich eine Art „Markt der Meinungen“ eröffnet, der vordergründig dem Austausch 

von Gedanken diene. Daher könnten ihm Äußerungen von Dritten nicht zugerechnet 

werden. Die Beklagte gehe fehl in der Annahme, dass er sich auf eine planwirtschaftlich 
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organisierte Gesellschaft festgelegt habe. Er diskutiere sehr wohl marktorientiertes 

Wirtschaften und es fänden sich ebenso Beiträge im Sammelband zur Idee einer 

sozialistischen Marktwirtschaft.  

Auch der von der Beklagten herangezogene Aufsatz von Herrn XXX beinhalte lediglich eine 

überblicksartige Darstellung der Positionen von Karl Marx über den Staat. Eine kritische 

Auseinandersetzung, inwieweit die Positionen sich in den letzten 150 Jahren bewahrheitet 

hätten, werde in diesem Aufsatz nicht versucht. Nicht diskutiert werde dort, welche 

Schlussfolgerungen für konkrete politische Forderungen heute zu ziehen seien. Die 

verkürzte Darstellung der Beklagten, es seien klassenkämpferische Aussagen formuliert 

worden, dass der Staat grundsätzlich einseitig auf der Seite des „Kapitals“ stehe, zeige die 

Unkenntnis über das achte Kapitel des „Kapitals“. Zudem verkenne die Beklagte die 

kapitalistische Produktionsweise, mit der sich der Kläger in seinen Veranstaltungen 

wissenschaftlich auseinandersetze. Sie stehe nicht im Gegensatz zur freiheitlich 

demokratischen Grundordnung. Die kapitalistische Produktionsweise, die Karl Marx 

hauptsächlich in den drei Bänden seines Werkes „Das Kapital“ analysiert habe und die ihm 

nachfolgend marxistische Theoretiker in der Analyse weiterentwickelt hätten, werde nicht 

durch das Grundgesetz als wirtschaftspolitische Grundordnung verfassungsrechtlich 

abgesichert. Sie habe somit keinen Verfassungsrang. Der Verfassungsgeber habe sich 

nicht ausdrücklich für ein bestimmtes Wirtschaftssystem entschieden. Das Grundgesetz sei 

vielmehr wirtschaftspolitisch bewusst neutral gefasst worden und aus ihr sei keine 

bestimmte Wirtschaftsordnung ableitbar, somit auch nicht die kapitalistische. Die 

gegenwärtige Wirtschafts- und Sozialordnung sei zwar eine nach dem Grundgesetz 

mögliche Ordnung, keineswegs aber die allein mögliche. Eine antikapitalistische Haltung 

könne mithin nicht per se als Widerspruch zur freiheitlich demokratischen Grundordnung 

gedeutet werden.  

Eine aus dem Sammelband herausgefilterte ideologische Einordnung des Klägers als 

verfassungsfeindliche Vereinigung sei auch sonst nicht möglich. Die in dem Sammelband 

veröffentlichten Beiträge böten keine Anhaltspunkte für entsprechende Bestrebungen des 

Klägers. Es bedürfe besonderer Anhaltspunkte, warum aus den Beiträgen Dritter, die dem 

Kläger nicht angehörten, entsprechende Bestrebungen von ihm abgeleitet werden könnten. 

Hierbei sei auch generell zu berücksichtigen, dass sich Herausgeber üblicherweise nicht 

alle veröffentlichten Inhalte zu Eigen machten, auch wenn sie sich nicht jeweils ausdrücklich 

von ihnen distanzierten.  
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Nicht nachvollziehbar sei, weshalb die Beklagte eine Auseinandersetzung mit der 

Staatsauffassung von Marx, welche in seinen Schriften nie systematisch behandelt worden 

sei und somit lediglich in Auszügen existiere, als Förderung einer orthodox-

kommunistischen Sichtweise einordne. Die Herausarbeitung und Darstellung der 

Positionen von Marx sei eine Grundvoraussetzung für eine kritische Auseinandersetzung 

mit seinen Positionen. 

Die Beklagte habe in ihrem Verfassungsschutzbericht für 2021 ausgeführt, dass er, der 

Kläger, sein Hauptwirkungsgebiet nach wie vor im universitären Bereich sehe und sich mit 

der wissenschaftlichen Vertiefung marxistischer Ideologie befasse. Diese von ihr so 

zutreffend beschriebene und vom ihm, dem Kläger, tatsächlich betriebene 

wissenschaftliche Auseinandersetzung mit den Ansichten von Karl Marx stehe unter dem 

Schutz der Wissenschaftsfreiheit gemäß Art. 5 Abs. 3 GG. Marx sei ein Philosoph und 

Ökonom, dessen Schriften „Das Manifest der Kommunistischen Partei“ und „Das Kapital“ 

auf Initiative der Niederlande und der Bundesrepublik Deutschland von der UNESCO 2013 

in das Weltdokumentenerbe übernommen worden seien. Er sei anerkanntermaßen einer 

der bedeutendsten Denker Deutschlands, dessen Todestag mit zahlreichen Kongressen 

bundesweit begangen worden sei. Die Auseinandersetzung mit seinen Schriften könne 

somit nicht als Nachweis einer fehlenden Vereinbarkeit der darauf bezogenen Betätigung 

des Klägers als mit der freiheitlichen demokratischen Grundordnung nicht vereinbar 

verstanden werden.  

Soweit die Beklagte auf die Veranstaltungsorte des Klägers verweise, befänden sich diese 

hauptsächlich in der Universität Hamburg. Der Umstand, dass einige Veranstaltungen in 

dem von der Beklagten dem linksextremistischen Szenespektrum zugewiesenen „XXX“ 

stattgefunden hätten, genüge nicht, um sie als verfassungsfeindliche Vereinigung 

einzuordnen. Sie nutzte lediglich die Räumlichkeiten dieses Objekts wie auch andere und 

mache sich mit den Ansichten und Auffassungen des „XXX“ nicht gemein. Während der 

Corona-Beschränkungen habe sie in andere Objekte ausweichen müssen. Die Angabe der 

Beklagten, dass der Kläger in linksextremistischen Szeneobjekte tage, sei nicht richtig. 

Vielmehr würden sich die Veranstaltungen an Studenten und Akademiker richten, die sich 

mit der marxschen Gesellschaftstheorie kritisch auseinandersetzen wollten. Zudem sei ein 

Ausweichen auf andere Tagungsräume auch dadurch bedingt, dass diese für ihn, den 

Kläger, habe kostengünstig erfolgen müsse. Die „XXX“ fänden nicht im XXX statt, sondern 
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in der Universität Hamburg. Im XXX werde nur der jährlich stattfindende Kapital-Workshop 

durchgeführt.  

Soweit die Beklagte ihre Einordnung des Klägers an die DKP einerseits und an Herrn XXX 

als von ihm eingeladenen Referenten andererseits geknüpft habe, sei dies widersprüchlich, 

denn dieser Referent lehne die Strategie der DKP ab, die Gesellschaft auf dem „friedlichen 

Wege zum Sozialsmus“ hinzuentwickeln, und kritisiere die Position der DKP als 

reformistisch. Davon abgesehen stehe er in keinem taktischen Verhältnis zu den von dem 

Kläger eingeladenen Referenten. Er sei ein kritisches Forum zur Diskussion konträrer 

Positionen, die sich mit der marxschen Gesellschaftstheorie befassten. Er wende dabei – 

entgegen der Behauptungen der Beklagten - keine KPD-Strategie aus den 1920er-Jahren 

an. Denn es sei erkennbar, dass er Organisation des linken Spektrums sei, in der eine 

offene und undogmatische Diskussionskultur herrsche. Er brauche sich auch nicht mit 

vermeintlich „bürgerlichen“ Dozenten zu tarnen. 

Die Beklagte habe die historischen Entwicklungen in Bezug auf die Bezeichnung des 

Klägers als „XXX“ nicht korrekt nachgezeichnet. Die in den 1920er-Jahren durch die KPD 

gegründeten oder in ihrem Umfeld entstandenen Marxistischen XXX seien nicht 

gleichzusetzen mit der XXX. Die KPD habe keine Marxistische XXX gehabt, sondern ihre 

Organisation habe sich „XXX“ genannt. Die Marxistische XXX der KPD sei eine 

dogmatische Einrichtung gewesen, die neben Kursen in Fremdsprachen und Kursen über 

Recht, Kunst und Literatur, die theoretischen Grundlagen des Marxismus eingeengt auf 

eine leninistische Lesart vermittelt habe. Er, der Kläger, habe indes nie ein vergleichbar 

umfangreiches Kursprogramm angeboten und vertrete in der Vermittlung der 

Gesellschaftstheorie von Marx eine undogmatische Position: Er verbreite keine bestimmten 

„Lesarten“, sondern biete ein Forum zur kritischen Diskussion über dessen 

Gesellschaftstheorie. Der Leninismus spiele dabei keine Rolle.  

Schließlich weise der Umstand, dass die Beklagte ihn ab dem Verfassungsschutzbericht 

für 2022 nicht mehr in ihre Berichte aufgenommen habe, darauf hin, dass seine bisherige 

Nennung in Verfassungsschutzberichten willkürlich gewesen sei. Die Beklagte habe ihre 

gleichsam 180°-Grad Wendung damit begründet, dass keine für die Öffentlichkeit 

relevanten Ergebnisse bezogen auf den Kläger mehr vorlägen, obwohl er seine 

wissenschaftlichen Aktivitäten und Lehr- und Veranstaltungstätigkeiten kontinuierlich 

fortgeführt habe. Zudem sei bemerkenswert, dass der textliche Inhalt des 

Verfassungsschutzberichtsteils zum Kläger zuvor beinahe identisch gewesen sei und erst- 
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und letztmals im Verfassungsschutzbericht 2021 eine Erweiterung dieses Berichtsteils 

stattgefunden habe. Dieser erhöhte Begründungsaufwand verdeutliche, dass die Beklagte 

erst unter dem Eindruck eines bevorstehenden Gerichtsverfahrens einen größeren 

Argumentationsaufwand zur Rechtfertigung seiner Nennung im Verfassungsschutzbericht 

betrieben habe. Dieser gesteigerte Begründungsaufwand stehe wiederum in deutlichem 

Widerspruch dazu, dass sie ab dem Folgejahr die Berichterstattung über ihn völlig 

eingestellt habe.  

 

Nachdem der Kläger zunächst beantragt hat,  

den Bescheid der Freien und Hansestadt Hamburg vom 4. Juli 2022, Az. XXX, in 

Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 11. Mai 2023, Az. XXX, aufzuheben und 

die Beklagte zu verpflichten, die XXX aus dem Verfassungsschutzbericht des Jahres 

2018, 2019, 2020 und 2021 zu streichen sowie in allen zukünftigen Berichten des 

Landesamts für Verfassungsschutz Hamburg nicht mehr zu erwähnen, 

hat er in der mündlichen Verhandlung die Klage bezogen auf die 

Verfassungsschutzberichte der Beklagten für die Jahre 2018 bis 2020 für erledigt erklärt 

und die Klage bezogen auf die Unterlassung seiner Erwähnung in künftigen 

Verfassungsschutzberichten der Beklagten zurückgenommen und 

 

beantragt nunmehr noch,  

 die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 4. Juli 2022 und des 

Widerspruchsbescheides vom 11. Mai 2023 – soweit entgegenstehend – zu 

verurteilen, es zu unterlassen, ihren Verfassungsschutzbericht für das Jahr 2021 in 

jedweder Form zu verbreiten oder verbreiten zu lassen, wenn nicht die Passagen 

über den Kläger entfernt oder unleserlich gemacht worden sind.  

 

Die Beklagte hat sich der Erledigungserklärung des Klägers angeschlossen und beantragt, 

 die Klage abzuweisen.  
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Die Klage sei unbegründet. Es lägen hinreichend gewichtige, tatsächliche Anhaltspunkte 

dafür vor, dass vom Kläger Bestrebungen gegen die freiheitliche demokratische 

Grundordnung im Sinne des Hamburgischen Verfassungsschutzgesetzes ausgingen. 

Hierzu wiederholt, vertieft und ergänzt sie ihre in dem Ausgangs- und 

Widerspruchsbescheid gegebenen Begründungen. Sie verweist erneut darauf, dass 

finanzielle, personelle und inhaltliche Querverbindungen des Klägers zur 

linksextremistischen DKP bestünden. Zur DKP habe das Bundesverwaltungsgericht explizit 

festgestellt, dass die von dieser Partei verfolgten Ziele mit der freiheitlichen demokratischen 

Grundordnung unvereinbar seien. Die DKP sei weiterhin Beobachtungsobjekt des 

Verfassungsschutzes.  

Der Kläger sei auf Initiative der DKP gegründet worden. Aus der ersten Satzung des Vereins 

aus dem Jahr 1981 gehe hervor, dass das Vermögen des Klägers im Falle einer 

Vereinsauflösung an das Kuratorium der Gedenkstätte Ernst Thälmann fließen solle. 

Darüber hinaus sei in der Satzung geregelt gewesen, dass eine von einem 

Vereinsausschluss betroffene Person Beschwerde beim „Kuratorium“ einreichen könne und 

dass das „Kuratorium“ jederzeit außerordentliche Versammlungen des Klägers habe 

einberufen können.  

Bei der Gedenkstätte Ernst Thälmann handele es sich um einen eingetragenen Verein, der 

eindeutig dem Beobachtungsobjekt DKP zuzuordnen sei und der von der DKP betrieben 

und maßgeblich gesteuert werde. Der explizite Bezug in seiner Satzung zur von der DKP 

gesteuerten Gedenkstätte Ernst Thälmann müsse dem Kläger im Rahmen der vielfachen 

Satzungsänderungen seit seiner Gründung im Jahr 1981, vor allem anlässlich der 

Anpassungen in den Jahren 2007 und 2016, bewusst gewesen, oder doch zumindest 

anlässlich dieser aufgefallen sein. Vor diesem Hintergrund sei es nicht überzeugend, wenn 

der Kläger die Liquidationsregelung in der Vereinssatzung als in Vergessenheit geratenes 

Relikt aus der Gründungszeit abtun wolle. Jahrzehntelang habe er die Verbunden- und 

Verwobenheit der von der DKP-gesteuerten Gedenkstätte Ernst Thälmann nicht aufgelöst. 

Der Bezug zum Kuratorium der Gedenkstätte Ernst Thälmann - und hierdurch zur DKP - 

sei erst mit der Satzungsänderung zu Beginn des Jahres 2023 gestrichen worden. Diese 

Streichung werde vollständig unter dem Eindruck der Aberkennung des 

Gemeinnützigkeitsstatus des Klägers durch das Finanzamt gestanden haben.  

Die durch die DKP-gesteuerte Gedenkstätte Ernst Thälmann habe bis zum Frühjahr 2023 

satzungsgemäß jederzeit organisatorischen und inhaltlichen Einfluss gegenüber dem 
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Kläger ausüben können. Erst als steuerliche Vorteile infolge der Aberkennung der 

Gemeinnützigkeit entfallen sei, habe der Kläger eine satzungsrechtliche Entflechtung 

vorgenommen. Ob diese angesichts derartiger äußerer Umstände noch als eine glaubhafte 

inhaltliche und organisatorische Distanzierung zur linksextremistischen DKP angesehen 

werden könne, sei fraglich. Da die Satzungsänderung aber ohnehin erst 2023 erfolgt sei, 

sei dies für die zeitlich davorliegenden streitgegenständlichen Berichte nicht relevant.  

Soweit der Kläger vortrage, die fragliche satzungsrechtlichen Regelungen könnten ebenso 

gut ihren Grund in der Identifizierung und Solidarisierung mit der politischen Persönlichkeit 

Ernst Thälmanns als Opfer des nationalsozialistischen Unrechtsregimes finden, könne 

diese Einlassung nicht verfangen. Eine Identifizierung mit der Person Thälmanns biete 

einen klaren Beleg für eine orthodox-kommunistische Weltanschauung des Klägers. 

Thälmann sei einer der Verfechter der sogenannten Sozialfaschismustheorie und ein 

erbitterter Gegner der Sozialdemokratie gewesen. Historisch unbestritten sei, dass 

Thälmann als Vorsitzender der KPD die Sozialdemokraten und die Weimarer Republik noch 

erbitterter bekämpft habe, als die Nationalsozialisten. Gerade aufgrund der 

Kompromisslosigkeit und der aggressiv-kämpferischen Feindseligkeit Thälmanns 

gegenüber der ersten deutschen Demokratie sei dieser für Kommunisten eine besondere 

Identifikationsfigur. Für Personen ohne orthodox-kommunistischen Hintergrund bilde er 

indes ein abschreckendes Beispiel für demokratiefeindlichen Extremismus. Für 

Demokraten tauge er nicht als glaubwürdiger Gegner des Nationalsozialismus. Insoweit 

gäbe es zahlreiche glaubwürdigere Vertreter dieser Haltung, auch solche mit 

sozialistischem Hintergrund. Eine „bloße“ Identifizierung und Solidarisierung mit der Person 

Thälmanns vermag ferner nicht den Umstand zu erklären, dass der Kläger einem DKP-

gesteuerten Kuratorium satzungsrechtlich weitreichende Einflussmöglichkeiten auf die 

Vereinsarbeit gewährt habe, wenn sie doch - wie mehrfach von ihm behauptet - über 

keinerlei Beziehungen zur DKP verfüge.  

Ein ununterbrochener Zusammenhang des Klägers zur DKP bestehe zudem in personeller 

Hinsicht. So würden Vorträge und andere Kernaktivitäten des Klägers von einem 

Lehrkörper durchgeführt, der in Teilen durchgängig, seit Gründung des Klägers durch die 

DKP, in der Einrichtung tätig sei. Ein zentraler Akteur in der Vereinsarbeit des Klägers sei 

deren Schriftführer Herr XXX, der DKP Mitglied und nach wie vor in dieser Partei aktiv sei. 

Herr XXX engagiere sich seit über 40 Jahren beim Kläger. 
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Dass die Verflechtung des Klägers mit der linksextremistischen DKP nach wie vor anhalte, 

zeige sich nicht zuletzt dadurch, dass die DKP anlässlich der Aberkennung des 

Gemeinnützigkeitsstatus des Klägers eine Stellungnahme auf seiner Internetpräsenz 

publiziert habe, in welcher die Mitglieder des Klägers als „liebe Freundinnen und Freunde, 

liebe Kolleginnen und Kollegen der XXX“ adressiert worden seien. Ein weiterer Beleg für 

die Nähe des Klägers zur DKP sei die Verlinkung der „Marxistischen Blätter“, die eine 

bundesweite Publikation der DKP sei, auf seiner Vereins-Webseite. Die Empfehlung 

extremistischer Inhalte auf der eigenen Internetseite mittels Verlinkung seien als 

tatsächlicher Anhaltspunkt für eine Identifizierung des Klägers als Seitenbetreiberin mit den 

verlinkten extremistischen Inhalten zu werten, da seitens des Klägers keine ausdrückliche 

und glaubhafte inhaltliche Distanzierung von diesen Inhalten erfolgt sei. Der Umstand, dass 

er Publikationen einer linksextremistischen Partei empfehle, könne nicht - wie die Beklagte 

meine - dadurch als gleichsam geheilt angesehen werden, dass zugleich 

verfassungsrechtlich unbedenkliche Institutionen und deren Publikationen zur Lektüre von 

ihm empfohlen worden seien.  

Mit seiner Namenswahl habe der Kläger selbst einen Bezug zu den Marxistischen XXX der 

1920er Jahre hergestellt, die durch die KPD als Schulungseinrichtungen in den 1920er 

Jahren initiiert und betrieben worden seien. Nach Gründung der DKP im Jahre 1968, welche 

sich in der Kontinuität zur KPD und als deren Nachfolgeorganisation sehe, seien auch in 

anderen Städten der Bundesrepublik Deutschland entsprechende Einrichtungen mit DKP-

Bezug und quasi identischem Namen entstanden. Die KPD habe sich auch damals mit 

(vermeintlich) bürgerlichen oder überparteilichen Dozenten ohne Zugehörigkeit zur Partei 

geschmückt, um eine zu enge Bezogenheit zur KPD zu kaschieren.  

Die Marxistischen XXX der KPD seien als Konkurrenz zu den bereits existierenden XXX 

der SPD gedacht gewesen, um diesen Mitglieder und Zuhörer abzuwerben und sie für die 

kommunistische Ideologie und gegen die erste deutsche Demokratie zu gewinnen. Das Ziel 

sei die ideologische Meinungsführerschaft in den Arbeitermilieus gewesen. Damals hätten 

Sozialdemokraten aus Sicht der KPD als „Sozialfaschisten“ gegolten, da diese für einen 

demokratischen Sozialismus in einem demokratischen Rechtsstaat eingetreten seien und 

mit anderen nichtsozialistischen Demokraten kooperiert hätten. Die SPD habe 

Veränderungen innerhalb des demokratischen Systems angestrebt, um das Ziel des 

demokratischen Sozialismus zu verwirklichen. Das Ziel der KPD – und auch heute der DKP 

– sei hingegen gewesen, die bestehenden Verhältnisse mit revolutionärer Macht zu 
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überwinden, um einen kommunistischen Staat zu etablieren. Der Kläger habe, wenn er sich 

von dieser ideologischen Linie habe distanzieren wollen, ohne Weiteres einen anderen 

Namen wählen oder diesen zwischenzeitig ändern können.  

Der Kläger weise ferner Verbindungen zu der ebenfalls DKP-nahen Marxistischen XXX der 

sogenannten XXX, auf. Bei der XXX handele es sich um eine orthodox-kommunistische 

Vereinigung, die – auf Grundlage des Marxismus-Leninismus – nach einer „besseren 

Gesellschaft“ strebe, die in ihrer konkreten Ausprägung jedoch mit der freiheitlichen 

demokratischen Grundordnung unvereinbar sei. Wie der Kläger weise auch die XXX eine 

enge ideologische Verbundenheit mit der DKP auf, ebenso zum Kuratorium der 

Gedenkstätte Ernst Thälmann.  

Eine Verbindung des Klägers zur XXX ergebe sich aus der Internetpräsenz des Klägers. 

Dort verweise er explizit auf den Internetauftritt der XXX. Des Weiteren habe er am 14. Juni 

2022 gemeinsam mit der linksextremistischen Marxistischen XXX eine Veranstaltung mit 

dem Titel „XXX“ ausgerichtet. Von den in der Veranstaltungsankündigung genannten 

Diskutanten seien wenigstens Herr XXX, Frau XXX sowie Herr XXX Mitglieder der DKP. 

Diese Diskutanten bei der vom Kläger organisierten und durchgeführten Veranstaltung 

„XXX“ seien als Autoren für die „junge Welt“ in Erscheinung getreten, dem bedeutendsten 

und auflagenstärksten Printmedium im Linksextremismus. Die Zeitung propagiere die 

Errichtung einer sozialistischen Gesellschaft, wobei die politische und moralische 

Rechtfertigung der DDR und die Diffamierung der Bundesrepublik eine bedeutende Rolle 

spielten. Herr XXX sei zudem als Referent auf der vom Kläger am 11. November 2017 

ausgerichteten XXX-Tagung „150 Jahre Marx' Kapital“ aufgetreten. 

Soweit der Kläger vorgebracht habe, dass er sich im Impressum seines Internetauftritts 

explizit von der XXX distanziere, könne dem nicht gefolgt werden. Auf der Internetseite 

heiße es: „Wir weisen ausdrücklich darauf hin, dass wir mit dem 2007 ohne unser Zutun in 

XXX gegründeten Verein ‚XXX‘, der leider auch als ‚XXX‘ oder ‚XXX‘ auftritt, nicht identisch 

und organisatorisch in keiner Weise verbunden sind.“ Hierbei handelt es sich um eine rein 

organisatorische Klarstellung. Eine inhaltliche Distanzierung zur XXX sei damit nicht erfolgt. 

Daher seien die auf seiner eigenen Internetseite verlinkten extremistischen Inhalte - nach 

der bundesverfassungsgerichtlichen und verwaltungsgerichtlichen Rechtsprechung – auch 

dem Kläger zurechenbar.  

Zudem bestünden auch Querverbindungen des Klägers zur linksextremistisch 

beeinflussten Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes – Bund der Antifaschistinnen 
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und Antifaschisten (VVN-BdA) durch den Ersten Vorsitzenden des Klägers, Herrn XXX, der 

jedenfalls seit dem Jahr 1999 Mitglied des VNN-BdA sei. Der VVN-BdA sei die bundesweit 

größte linksextremistisch beeinflusste Organisation im Bereich des Antifaschismus. Er 

arbeite mit offen linksextremistischen Kräften zusammen. In dem VVN-BdA werde nach wie 

vor ein kommunistisch orientierter Antifaschismus verfolgt. Diese Form des Antifaschismus 

diene nicht nur dem Kampf gegen den Rechtsextremismus, sondern es würden vielmehr 

alle nicht-marxistischen Systeme - also auch die parlamentarische Demokratie - als 

potenziell faschistisch, zumindest aber als eine Vorstufe zum Faschismus betrachtet, die 

es zu bekämpfen gelte.  

Die Verbundenheit des Klägers durch ihren Ersten Vorsitzenden mit dem VVN-BdA zeige 

sich etwa daran, dass er in dessen Mitgliedermagazin „XXX“ über die Aberkennung des 

Gemeinnützigkeitsstatus des Klägers berichtet habe. Der Kläger habe zudem mit dem VVN-

BdA am 28. Oktober 2023 eine gemeinsame Veranstaltung in Gestalt eines Rundgangs mit 

dem Vereinsvorsitzenden, Herrn XXX, ausgerichtet.  

Die inhaltlichen Schwerpunkte des Klägers, die sich insbesondere auf die Überwindung der 

parlamentarischen Demokratie bezögen, fänden sich in diversen Veröffentlichungen des 

Vereins wieder. Als zentrales Werk sei - wie bereits vorgerichtlich dargelegt - der vom 

Kläger herausgegebene Tagungsband „XXX“ anzusehen. Zentrale Schlussfolgerungen aus 

dem Tagungsband seien in der zusammenfassenden Einleitung gezogen worden: „Bei allen 

Unterschieden sind sie [gemeint sind die Autoren] sich einig, dass der Kapitalismus die 

Tendenzen einer sozialen Polarisierung, zu Umweltzerstörung und zu Krisen aus seiner 

ökonomischen Kernstruktur erzeugt. Diese Phänomene sind nur zu beseitigen, indem das 

System als Ganzes überwunden wird. Systemimmanente Reformen werden die 

zerstörerischen Tendenzen des Kapitalismus nur verlagern, kanalisieren, vorübergehend 

dämpfen, aber nicht beseitigen.“ Diese Benennung eines singulären Grundübels für alle 

Menschheitsprobleme weise auf politischen Extremismus hin. Für den Kläger seien mit 

Kapitalismus im orthodox-kommunistischem Sinn stets zentrale Verfassungsgrundsätze 

und nicht - wie von ihm dargestellt- allein die aktuelle Wirtschaftsordnung gemeint. 

Als Herausgeber der Publikation seien dem Kläger die abgedruckten in den einzelnen 

Aufsätzen von den Autoren geäußerten verfassungsfeindlichen Äußerungen und 

Kommentare als eigene zuzurechnen, da sie durch die redaktionelle Auswahl der von 

Dritten geschriebenen Beiträge ganz unabhängig von den einzelnen Beiträgen eigene 

verfassungsfeindliche Bestrebungen zum Ausdruck gebracht habe. Sie habe nämlich mit 
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ihrer Auswahl der Beiträge und Meinungsäußerungen von Dritten eine bestimmte inhaltliche 

Linie erkennbar werden lassen, von der sie sich nicht hinreichend distanziert habe. In der 

Gesamtkomposition des Tagungsbandes habe sich die Geisteshaltung des Klägers 

manifestiert. Bei einer Gesamtschau suchten sämtliche Autoren danach, ein sozialistisches 

Gesellschaftssystem zu etablieren, welches mit der freiheitlichen demokratischen 

Grundordnung in einem unauflösbaren Widerspruch stehe. Hierfür stünden neben der 

Einleitung des Tagungsbandes repräsentativ mehrere Äußerungen der Autoren.  

Dass dem Kläger nach einer mit der freiheitlichen demokratischen Grundordnung 

unvereinbaren sozialistischen Gesellschaftsordnung strebe und sich ihre Tätigkeit dabei 

nicht in einer theoretischen Kritik an einem Bestandteil der freiheitlichen demokratischen 

Grundordnung erschöpfe, sondern mit einem Aufruf zur Erreichung des gesetzten Zieles 

verbunden sei, ergebe sich auch aus der Werbung für den Tagungsband auf ihrer 

Internetseite: „XXX.“ 

Es gehe dem Kläger nach einem Interview mit dem Schriftführer des Klägers, Herr XXX, 

vom 11. September 2012 in der Zeitung „XXX“, insbesondere darum, die „Theorie des 

Marxismus zu verbreiten und sie für die Gesellschaft nutzbar zu machen“, insbesondere 

Menschen mit einem entsprechenden Erkenntnisinteresse zu adressieren, welche die 

vermittelten Inhalte dann „auch politisch anwenden wollen.“  

Vor diesem Hintergrund seien auch die Schulungen zu verstehen welche der Kläger 

abhalte. Die von ihm organisierten und veranstalteten Vortragsreihen zielten im Kern 

darauf, verfassungsfeindliche Alternativen zur bestehenden Staats- und 

Gesellschaftsordnung der Bundesrepublik Deutschland - ein auf den Grundlagen des 

Marxismus fußenden Staates - aufzuzeigen. Zu diesem Zweck veranstalte sie unter dem 

Deckmantel der Wissenschaft und Bildung regelmäßige Lesungen, die sich insbesondere 

an junge Menschen auf der Suche nach Orientierung und sozialer Gerechtigkeit richteten. 

Getarnt als eine „Vermittlung zu Grundkenntnissen über den Marxismus“ gehe es dem 

Kläger tatsächlich um die Entwicklung und das Aufzeigen von Anhaltspunkten und 

Möglichkeiten zur tatsächlichen Überwindung des „Kapitalismus“, der aus klägerischer 

Sicht bei Würdigung aller erkennbaren Umstände und Verlautbarungen sinnbildlich für die 

freiheitliche demokratische Grundordnung stehe.  

Seine Veranstaltungen richte der Kläger vorwiegend in linksextremistischen Szeneobjekten 

aus, was ein Indiz dafür sei, welcher Personenkreis mit den Vorträgen und Schulungen 

adressiert werden sollten. Ihr „XXX“ sowie ihre Workshops fänden im XXX statt, einem 
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bekannten Treff- und Veranstaltungsort der autonomen Szene in Hamburg über den seit 

2009 in den Verfassungsschutzberichten der Beklagten berichtet werde. Soweit der Kläger 

an der Universität Hamburg Veranstaltungen durchführe, geschehe dies zwar innerhalb der 

Liegenschaften der Universität Hamburg, ganz überwiegend jedoch in dem von 

Linksextremisten besetzten sogenannten XXX, einer linksextremistische Szeneörtlichkeit, 

die hauptsächlich von Autonomen und Anarchisten genutzt werde, aber auch anderen 

linksextremistischen Gruppierungen offenstehe. Diese Räumlichkeiten würden nicht über 

die Organe der Universität vergeben, sondern durch die Linksextremisten, welche die 

Räume besetzt hielten. 

Soweit der Kläger in seiner Klagebegründung darauf verweise, dass er mit nicht namentlich 

näher benannten Dozenten verschiedener Universitäten kooperiere, stelle dies keinen 

Beleg für die Wissenschaftlichkeit und Seriosität seiner Tätigkeit des Klägers dar. Denn 

dass sich der Kläger mit (bürgerlichen) oder überparteilichen Dozenten, ohne 

(vermeintliche) Zugehörigkeit zur DKP umgebe, sei bereits in den 20er Jahren des 

vergangenen Jahrhunderts eine durch die KPD praktizierte Taktik gewesen. Die Nennung 

von Universtäten an denen diverse Lehrende der Kläger (vermeintlich) tätig seien, sei allein 

noch kein Hinweis darauf, dass schützenswerte Güter der freiheitlich demokratischen 

Grundordnung gepflegt und geachtet würden. Dies gelte insbesondere dann, wenn die 

Dozenten aus einem marxistisch-leninistischen Staat bzw. einer Universität (Peking) 

kämen, die weit von der Wertordnung des Grundgesetzes entfernt sei. 

Ferner biete der Kläger onlinebasierte Vorträge an, wie etwa die im Juni 2022 von seinem 

Schriftführer, Herrn XXX, durchgeführte Veranstaltung mit dem Titel „XXX“. Anhand des 

begleitenden Skripts werde deutlich, dass diese Veranstaltung der Förderung orthodox-

kommunistischer Sichtweisen auf aktuelle Fragen des Zeitgeschehens und entsprechende 

Geschichtsinterpretationen diene, die nicht in Einklang mit der freiheitlichen 

demokratischen Grundordnung zu bringen seien (Zitate S. XXX).  

Der Umstand, dass der Kläger seit dem Berichtsjahr 2022 nicht mehr in den 

Verfassungsschutzberichten erwähnt werde, beruhe nicht auf einer verringerten 

Beobachtungswürdigkeit. Sie, die Beklagte, habe von der ihr im Hamburgischen 

Verfassungsschutzgesetz eingeräumten Möglichkeit einer eigenen Gewichtung und 

Schwerpunktsetzung Gebrauch gemacht und die Schwerpunkte im 

Verfassungsschutzbericht für 2022 anders gesetzt und im Rahmen dessen auf eine 

Berichterstattung über den Kläger verzichtet. Diese Entscheidung sei vor dem Hintergrund 
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zu sehen, dass sie seitdem ihre gesamte Verfassungsschutzberichtserstattung 

konzeptionell anders gestaltet habe.  
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Entscheidungsgründe 

 

I. Das Verfahren war gemäß § 92 Abs. 3 Satz 1 VwGO einzustellen, soweit der Kläger seine 

Klage - bezogen auf eine Unterlassung seiner Erwähnung in künftigen 

Verfassungsschutzberichten der Beklagten - zurückgenommen hat und analog § 92 Abs. 3 

Satz 1 VwGO, soweit die Beteiligten den Rechtsstreit - bezogen auf die 

Verfassungsschutzberichte für die Jahr 2018, 2019 und 2020 - übereinstimmend für erledigt 

erklärt haben.  

 

II. In dem danach noch streitig zu entscheidenden Teil der Klage zum 

Verfassungsschutzbericht 2021 dringt der Kläger mit seiner Klage durch. Die Klage 

bezogen auf den Verfassungsschutzbericht 2021 mit dem Antrag, die Beklagte zu 

verurteilen, es zu unterlassen, ihren Verfassungsschutzbericht für das Jahr 2021 in 

jedweder Form zu verbreiten oder verbreiten zu lassen, wenn nicht die Passagen über den 

Kläger entfernt oder unleserlich gemacht worden ist zulässig und begründet. Die Beklagte 

ist - unter Aufhebung des insoweit entgegenstehenden Bescheides vom 4. Juli 2022 und 

des Widerspruchsbescheides vom 11. Mai 2023 - zu verurteilen, den 

Verfassungsschutzbericht für das Jahr 2021 in Zukunft nicht mehr zu veröffentlichen oder 

zugänglich zu machen, ohne zuvor den Teil zur Berichterstattung über den Kläger zu 

entfernen oder unleserlich zu machen.  

 

Die öffentliche Berichterstattung der Beklagten über den Kläger in ihrem im Juli 2022 

veröffentlichten Verfassungsschutzbericht für das Jahr 2021 ist rechtswidrig und verletzt ihn 

in seinem Grundrecht des allgemeinen Persönlichkeitsrechts (Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 

1 GG). Der mit der Berichterstattung verbundene Grundrechtseingriff ist nicht durch die 

Rechtsgrundlage für jährliche Verfassungsschutzberichte in § 4 Abs. 3 Sätze 1 und 3 

Hamburgisches Verfassungsschutzgesetz (Fassung vom 10.6.2022, HmbGVBl. S. 376 - 

HmbVerfSchG -) gerechtfertigt. Dieselbe Rechtsfolge ergibt sich auch, soweit - aufgrund 

der mittelbaren Auswirkungen der Berichterstattung durch den Verfassungsschutzbericht - 

in die vom Kläger weiter geltend gemachten Grundrechte der Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 

1 Satz 1 erster Halbsatz GG) und der Wissenschaftsfreiheit (Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG) oder 

auch in die durch Art. 9 Abs. 1 GG geschützte Organisationsautonomie (vgl. BVerfG, 

Beschl. v. 31.5.2022, 1 BvR 564/19, juris Rn. 12) eingegriffen wird.  
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1. Nach der Ermächtigung in § 4 Abs. 3 Sätze 1 und 3 HmbVerfSchG ist die Beklagte befugt, 

die Öffentlichkeit über Bestrebungen zu informieren, soweit hinreichende gewichtige 

Anhaltspunkte hierfür vorliegen. Hierzu veröffentlicht sie hierzu unter anderem mindestens 

jährlich Verfassungsschutzberichte insbesondere zu aktuellen Entwicklungen. Zu diesen 

Bestrebungen gehören unter anderem solche, die gegen die freiheitliche demokratische 

Grundordnung gerichtet sind (§§ 5 Abs. 1 Satz 1 erster Halbsatz, 4 Abs. 1 Nr. 1 

HmbVerfSchG). Darunter sind nach § 5 Abs. 1 zweiter Halbsatz Nr. 3 HmbVerfSchG 

politisch bestimmte, ziel- und zweckgerichtete Verhaltensweisen in einem oder für einen 

Personenzusammenschluss zu verstehen, welcher darauf gerichtet ist, einen der in § 5 Abs. 

5 HmbVerfSchG genannten Verfassungsgrundsätze zu beseitigen oder außer Geltung zu 

setzen. Zu diesen Verfassungsgrundsätzen zählen nach der Auflistung in § 5 Abs. 5 

HmbVerfSchG 

1. das Recht des Volkes, die Staatsgewalt in Wahlen und Abstimmungen und durch 

besondere Organe der Gesetzgebung, der vollziehenden Gewalt und der 

Rechtsprechung auszuüben und die Volksvertretung in allgemeiner, unmittelbarer, 

freier, gleicher und geheimer Wahl zu wählen,  

2. die Bindung der Gesetzgebung an die verfassungsmäßige Ordnung und die 

Bindung der vollziehenden Gewalt und der Rechtsprechung an Gesetz und Recht, 

3. das Recht auf Bildung und Ausübung einer parlamentarischen Opposition,  

4. die Verantwortlichkeit der Regierung gegenüber der Volksvertretung und ihre 

Ablösbarkeit,  

5. die Unabhängigkeit der Gerichte,  

6. der Ausschluss jeder Gewalt- und Willkürherrschaft und  

7. die im Grundgesetz konkretisierten Menschenrechte.  

 

Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts müssen für eine Nennung im 

Verfassungsschutzbericht - wie auch in § 4 Abs. 3 Satz 1 HmbVerfSchG vorgegeben - 

hinreichend gewichtige tatsächliche Anhaltspunkte vorliegen, um einer Vereinigung wie 

dem Kläger verfassungsfeindliche Bestrebungen zuschreiben zu können. Ein "bloßes 

Haben und Äußern" als verfassungsfeindlich bewerteter Meinungen und Gesinnungen 

genügt für eine Aufnahme in den Verfassungsschutzbericht nicht. Bei der Unterrichtung der 

Öffentlichkeit über verfassungsfeindliche Bestrebungen ist die Arbeit des 

Verfassungsschutzes an Sachlichkeit und weltanschaulich-politische Neutralität gebunden 

und darf nicht an bloße Kritik an der bestehenden Grundordnung anknüpfen. Die 
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Berichterstattung ist daher auf Aktivitäten begrenzt, die eine aktiv-kämpferische Haltung 

indizieren und letztlich auf die Beseitigung der Grundsätze der verfassungsmäßigen 

freiheitlichen demokratischen Grundordnung gerichtet sind. Werden Meinungsäußerungen 

berücksichtigt, genügt es nicht, dass diese im Widerspruch zu dieser verfassungsmäßigen 

Ordnung stehen. Durch Meinungsäußerungen und weitere Aktivitäten müssen sich 

tatsächliche Bestrebungen manifestieren, die freiheitlich-demokratische Grundordnung zu 

beseitigen (vgl. BVerfG, Beschl. v. 31.5.2022, 1 BvR /19, juris Rn. 18 ff. m.w.N.; Beschl. 

v.24.5.2005, 1 BvR 1072/01 juris Rn. 70).  

 

Das Bundesverwaltungsgericht setzt für die Annahme politisch bestimmter, ziel- und 

zweckgerichteten Verhaltensweisen - wie sie auch in § 5 Abs. 1 zweiter Halbsatz Nr. 3 

HmbVerfSchG zur Definition der Bestrebungen genannt sind - ein aktives, nicht jedoch 

notwendig kämpferisch-aggressives oder illegales Vorgehen zur Realisierung eines 

bestimmten Ziels voraus. Die Aktivitäten müssen über eine bloße Meinungsäußerung 

hinausgehen, auf die Durchsetzung eines politischen Ziels ausgerichtet sein und dabei auf 

die Beeinträchtigung eines der genannten Elemente der freiheitlichen demokratischen 

Grundordnung abzielen. Die bloße Kritik an Verfassungsgrundsätzen reicht für die 

Annahme einer verfassungsfeindlichen Bestrebung in diesem Sinne nicht aus, wenn sie 

nicht mit der Ankündigung von oder der Aufforderung zu konkreten Aktivitäten zur 

Beseitigung dieser Grundsätze verbunden ist (BVerwG, Urt. v. 14.12.2020, 6 C 11/18, juris 

Rn. 20 m.w.N.). 

 

2. Das Gericht konnte nicht nach § 108 Abs. 1 VwGO die Überzeugung gewinnen, dass 

bezogen auf den Kläger als Personenzusammenschluss hinreichend gewichtige 

Anhaltspunkte für Bestrebungen gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung 

vorliegen, sodass die Beklagte nicht befugt ist, den Kläger in den fraglichen 

Verfassungsschutzbericht aufzunehmen. Die dem Gericht hierzu vorliegenden 

Erkenntnisse sind für die Annahme gewichtiger Anhaltspunkte nicht ausreichend.  

 

Die Beklagte dürfte den Kläger zwar zutreffend als einen Personenzusammenschluss 

eingeordnet haben, in dem Äußerungen getätigt, von dem Druckerzeugnisse 

herausgegeben und verbreitet und von dem Veranstaltungen durchgeführt werden, die in 

ihrer Grundausrichtung nicht mit den Elementen der freiheitlichen demokratischen 

Grundordnung, zuvörderst dem in § 5 Abs. 5 Nr. 1 HmbVerfSchG genannten 
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Demokratieprinzip - das Recht des Volkes die Staatsgewalt in Wahlen und Abstimmungen 

und durch besondere Organe der Gesetzgebung, der vollziehenden Gewalt und der 

Rechtsprechung auszuüben und die Volksvertretung in allgemeiner, unmittelbarer, freier, 

gleicher und geheimer Wahl zu wählen – in Einklang stehen (hierzu a)). Eine aktiv-

kämpferische Haltung des Klägers, die darauf gerichtet ist, einen oder mehrerer dieser 

Verfassungsgrundsätze zu Beseitigen oder außer Geltung setzen zu wollen, ist aber nicht 

festzustellen b)).  

 

a) Die Beklagte hat den Kläger in seinem Verfassungsschutzbericht für das Jahr 2021 in 

dem politischen Spektrum des „Linksextremismus“ - speziell dem Bereich der orthodoxen 

Kommunisten zugeordnet. Darunter fasst die Beklagte laut diesem Bericht, Parteien und 

parteiähnliche Organisationen, die den Ideologien von Marx, Engels und Lenin (Marxismus-

Leninismus) folgen und die die freiheitliche demokratische Ordnung überwinden möchten, 

um an deren Stelle einen Staat zu errichten, der auf den Grundlagen des Marxismus-

Leninismus fußt. Bezogen auf den Kläger hat sie in dem Bericht ausgeführt, dass er die 

freiheitliche demokratische Grundordnung überwinden möchte, um an deren Stelle einen 

Staat zu errichten, der auf den Grundlagen des Marxismus-Leninismus fußt.  

 

Nach den in diesem Verfahren vorliegenden Erkenntnissen dürfte dies insoweit zutreffen, 

als dass im Mittelpunkt der Betätigung des Klägers die Werke und Lehren von Marx stehen. 

Dies ergibt sich bereits aus seiner Namensgebung „XXX“ und aus seinen 

Satzungsbestimmungen. Nach § 2 seiner Satzung besteht sein satzungsgemäßer Zweck 

in der Förderung der Volksbildung vor allem durch die Veranstaltung von Seminaren, 

Bildungs- und Diskussionsveranstaltungen zu philosophischen, ökonomischen, 

historischen und anderen Themen. Dazu strebt er eine offene und streitbare Diskussion 

marxistischer Ideen und eine Auseinandersetzung mit anderen Weltanschauungen an.  

 

Diese Ausrichtung auf Werke und Lehren von Marx entspricht auch seiner Selbstdarstellung 

im Internet (XXX), wenngleich er sich nicht in einer Linie mit dem Leninismus sieht. Nach 

seinem Internetauftritt strebt er „die Verbreitung, Auseinandersetzung und 

Weiterentwicklung der marxschen Kritik der bürgerlichen Ökonomie und Gesellschaft als 

grundlegendes Instrument zur Analyse der gesellschaftlichen Wirklichkeit mit dem Ziel von 

deren Veränderung an“. Auf der Internetseite wird weiter ausgeführt: „Marx entwickelte 

schon früh durch die Radikalisierung des bürgerlichen Aufklärungsanspruchs die 
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‚rücksichtslose Kritik alles Bestehenden‘“. Die fundamentale Kritik, die Marx damals 

eigefordert habe, sei gegen die Irrationalität der bürgerlichen Gesellschaft in Realität und 

Theorie gerichtet, um deren aufklärerischen und emanzipatorischen Anspruch 

aufzunehmen und die ‚Aussicht auf eine neue Gesellschaft‘ zu ermöglichen. In seinem 

Hauptwerk ‚Das Kapital‘ untersuche Marx detailliert das Kapitalverhältnis als ökonomischen 

Kern der modernen bürgerlichen Gesellschaftsordnung sowie die sich daraus 

entwickelnden Widersprüche. Die Auseinandersetzungen der sozialen Klassen fänden auf 

dem Boden dieser Widersprüche statt. Zielgerichtete Veränderungen hin zu einer 

sozialistischen Gesellschaft seien aber nur möglich durch Einsicht in die Logik des 

kapitalistischen Systems.“ Der Kläger veranstalte - so seine Angabe im Internetauftritt - 

unter anderem in der Regel jährlich einen Lesekreis zu Karl Marx „Das Kapital“. Diese 

Ausrichtung seiner Betätigung, die ihren zentralen thematischen Anknüpfungspunkt in den 

„marxistischen Ideen“ hat, nimmt der Kläger auch selbst nicht in Abrede.  

 

Diese auf die Theorien von Karl Marx zentrierte Betätigung des Klägers steht prinzipiell im 

Widerspruch zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung. Die von Marx begründete 

Gesellschaftstheorie - mit der sich der Kläger befasst - dürfte in wesentlichen Punkten mit 

den in § 5 Abs. 5 HmbVerfSchG angeführten Prinzipien der freiheitlichen demokratischen 

Grundordnung nicht vereinbar sein. Die von Marx proklamierte „proletarische Revolution“ 

und „Diktatur des Proletariats“ wird von ihm als notwendige Voraussetzung angesehen, den 

Kapitalismus vom Sozialismus abzulösen und letztlich eine klassenlose Gesellschaft im 

Kommunismus zu erreichen. So liegt nach Marx zwischen der kapitalistischen und der 

kommunistischen Gesellschaft die Periode der revolutionären Umwandlung der einen in die 

andere. Diese Umwandlung entspricht, so Marx, eine politische Übergangsperiode, deren 

Staat nichts anderes sein kann, als die revolutionäre Diktatur des Proletariats. Diese 

Diktatur des Proletariats als die „voll entfaltete wahre Demokratie“ steht im Gegensatz zur 

„verhüllten Demokratie der Bourgeoisie“ (www.staatslexikon-online, 8. Aufl. 2022, 

Stichwort: Diktatur des Proletariats). Bei der von Marx so bezeichneten „wahren 

Demokratie“ handelt es sich nicht um ein Demokratiemodell mit einer auf allgemeinen, 

unmittelbaren, freien, gleichen und geheimen Wahlen hervorgehender Volksvertretung, 

sondern um eine politische Herrschaft der sogenannten Arbeiterklasse, die zwangsläufig 

andere Bevölkerungsgruppen von der Teilhabe an der politischen Willensbildung und 

mittelbaren Ausübung der Staatsgewalt ausschließt. Die sich nach Marx stellende Aufgabe, 

die proletarische Staatsmacht gegen die abzulösende Bourgeoisie zu behaupten, führt 

http://www.staatslexikon-online/
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dazu, dass eine solche Herrschaft offen diktatorisch auftritt. Nach dem „Manifest der 

Kommunistischen Partei“ wird das Proletariat seine politische Herrschaft dazu benutzen, 

der Bourgeoisie nach und nach alles Kapital zu entreißen und alle Produktionsinstrumente 

in den Händen des Staates, d. h. des als herrschende Klasse organisierten Proletariats, zu 

zentralisieren; was „gewaltsam“ und „vermittels despotischer Eingriffe“ geschehen soll. Bei 

den eher rudimentären Vorstellungen von einer Gesellschaftsordnung in den Werken von 

Marx - die keine bestimmte institutionelle Form der Regierungsgewalt beschreiben und bei 

denen unklar ist, ob das Proletariat als Ganzes oder einzelne Gruppen und Parteien die 

Staatsgeschäfte leiten, die Wirtschaft kontrollieren und die Klassengegner niederhalten 

sollten - fehlen sowohl das mit dem Demokratieprinzip der freiheitlichen demokratischen 

Grundordnung verbundene Recht auf verfassungsmäßige Bildung und Ausübung einer 

Opposition wie auch die verfassungsmäßigen Prinzipien der Gewaltenteilung und der 

unabhängigen Gerichte. Dabei sind die Machtbefugnisse und Staatstätigkeiten zu den von 

Marx und Engels beschriebenen Aufgaben (u. a. Verstaatlichung der Unternehmen, 

Erarbeitung eines „gemeinschaftlichen Plans“, staatliche Kreditinstitute) erheblich vermehrt, 

die demokratischen Freiheitsrechte des Einzelnen demgegenüber wesentlich reduziert.  

 

Der Einwand des Klägers, dass die Beklagte bei seiner Einordnung als verfassungswidrige 

Vereinigung verkenne, dass die „kapitalistische Produktionsweise“, mit der er sich in seinen 

Veranstaltungen wissenschaftlich auseinandersetze, keinesfalls als Gegensatz zur 

freiheitlichen demokratischen Grundordnung gewertet werden könne, weil die 

kapitalistische Produktionsweise, die Marx hauptsächlich in den drei Bänden seines Werkes 

„Das Kapital“ analysiert und ihm nachfolgend marxistische Theoretiker in der Analyse 

weiterentwickelt hätten, nicht durch das Grundgesetz als wirtschafspolitische 

Grundordnung abgesichert werde, das Grundgesetz vielmehr wirtschaftspolitisch neutral 

sei, überzeugt nicht. Seine thematische Ausrichtung dürfte nicht im Einklang mit den 

wesentlichen Grundsätzen der freiheitlichen demokratischen Grundordnung im Einklang 

stehen und sie beschränkt sich auch nicht auf eine Kritik an der Grundausrichtung der 

Wirtschaftspolitik oder der Wirtschaftsordnung in Deutschland, sondern erstreckt sich „auf 

das System als Ganzem“. Seine Betätigung erschöpft sich nicht in einer bloßen 

Kapitalismuskritik. Es werden nicht nur Defizite am Wirtschaftssystem benannt und 

Reformvorschläge entwickelt, sondern thematisch geht es dem Kläger darum, mit dem 

Wirtschaftssystem auch Staat und Gesellschaft vollständig umzuwälzen. Dieser 

revolutionäre Ansatz beinhaltet einen Umbruch mit einer umwälzenden, bisher Gültiges und 
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Bestehendes verdrängenden, Neuerung, einer abrupten tiefgreifenden Wandlung. Im 

politischen Kontext ist dieser Ansatz nicht auf eine Evolution oder Reform innerhalb des 

bestehenden Systems etwa infolge demokratischer Wahlen gerichtet, sondern auf einen 

Umsturz der staatlichen Ordnung, verbunden mit einem Wechsel der Machtverhältnisse 

und einer tiefgreifenden Änderung der gesellschaftlichen Verhältnisse. 

 

Dass es dem Kläger hierum geht, wird insbesondere aus dem Inhalt des von ihm 

herausgegeben Sammelband „XXX“ deutlich, der auf einer vom Kläger veranstalteten 

Tagung an zwei Tagen im November 2013 basiert. Von den zahlreichen einschlägigen 

Zitaten, die die Beklagte zum Beleg angeführt hat, ist exemplarisch eines aus der Einleitung 

des Tagungsbandes hervorzuheben, welches verdeutlicht, dass der Kläger den 

„Kapitalismus“ als zu beseitigendes System nicht lediglich als wirtschaftliches, sondern 

umfassend als politisch-gesellschaftliches versteht. So wird von dem Kläger - als 

Veranstalter der fraglichen Tagung und als Herausgeber des Bandes - einleitend 

ausgeführt, dass sich die an dem Band mit Beiträgen beteiligten Autoren bei allen 

Unterschieden einig seien, dass „diese Phänomene“ - die Tendenzen einer sozialen 

Polarisierung, zu Umweltzerstörung und zu Krisen - nur zu beseitigen seien, indem „das 

System als Ganzes überwunden“ werde und „systemimmanente Reformen“ die 

zerstörerischen Tendenzen des Kapitalismus nur verlagern, kanalisieren, vorübergehend 

dämpfen, sie aber nicht beseitigen könnten (Tagungsband Seite XXX). Soweit der Kläger 

dem entgegentritt und vorbringt, die Beklagte habe verkürzend zitiert, mit „System“ hätten 

die Verfasser nur die kapitalistische Produktionsweise gemeint, überzeugt dies – wie 

ausgeführt – nicht, zumal der Kläger verbreitet von der Gesellschaft und deren Veränderung 

schlechthin spricht und nicht bloß beschränkt von einer Änderung der Wirtschaftsordnung 

als ein Teil oder Ausschnitt aus der Gesellschaftsordnung. Der gesellschaftspolitisch 

radikale revolutionäre Ansatz des Klägers tritt an einer weiteren Stelle in der Einleitung des 

Tagungsbandes (Seite XXX) hervor, wo weiter ausgeführt wird: „Nach unserer Meinung 

kann es nicht die Aufgabe der sozialistischen Kräfte sein, das herrschende System 

regulierbar und funktionabel zu machen und lediglich seine Auswüchse zu beseitigen. 

Unsere Denkanstöße und Theorieansätze müssen zur Gesellschaftsveränderung hinführen 

und beitragen und vorrangig an einer Zielvorstellung grundsätzlicher Veränderung orientiert 

sein.“ An anderer Stelle des Tagungsbandes richtet sich ein Autor in seinem Beitrag auch 

klar und deutlich gegen das Demokratieprinzip des Grundgesetzes als Form der 

Herrschaftsorganisation: „[…] zur Führung des Bürgerkriegs, zur Wiederherstellung der 
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Versorgung und der Arbeitsdisziplin in den bereits vergesellschafteten Betrieben, zur 

Unterbindung von Plünderungen und Schwarzhandel und zur weiteren Sozialisierung der 

verbliebenen Privatproduktion und -distribution [ist die] Organisation eines revolutionären 

Gewaltapparates notwendig, die von Marx so genannte ‚Diktatur des Proletariats‘“ 

(Tagungsband Seite XXX). Der Kläger hat sich gegen eine solche Positionierung als 

Herausgeber des Bandes nicht gewandt und sich auch nicht von ihr distanziert. 

 

Die allgemeinen Beteuerungen des Klägers, sich nicht gegen die freiheitliche 

Demokratische Grundordnung wenden zu wollen, verfangen nicht. Die Angabe des Klägers 

auf seinem ins Internet gestellten Flyer zu seinem Bildungs- und Veranstaltungsangebot 

zum Wintersemester 2021/22 für den Workshop „in eigener Sache“, „Die XXX ist 

parteipolitisch ungebunden und steht politisch links, was vom Grundgesetz geschützt ist. 

Sie betrachtet die marxsche Theorie als grundlegendes Instrument zur Analyse der 

Gesellschaft mit der Perspektive von deren Veränderung und setzt sich für ihre 

Weiterentwicklung und Verbreitung ein. Das Wirken der XXX in den letzten 40 Jahren 

entspricht dabei dem Geist und dem Buchstaben des Grundgesetzes, indem sie gewaltfrei, 

transparent und demokratisch eine kritische Bildung ermöglicht, sowie Demokratie und 

Toleranz durch ihre Bildungstätigkeit fördert.“ ist in Reaktion auf den Entzug seines Status 

als gemeinnützig durch das Finanzamt im Oktober 2020 infolge der Nennung in den 

Verfassungsschutzberichten der Beklagten erfolgt und erscheint damit als taktisch 

zweckgerichtet motiviert. Bei der politischen Erklärung des Klägers vom Juli 2021 mit dem 

Titel „XXX“ (Anlage B1) in der es unter anderem heißt: „Wir wissen unsere Demokratie - 

gerade angesichts der aktuellen Entwicklungen in vielen anderen Ländern - sehr zu 

schätzen, bringen dies in unseren Veranstaltungen durchaus zum Ausdruck und sind 

sicher, Demokratie und Toleranz durch unsere Bildungstätigkeit zu fördern.“ handelt es sich 

ebenfalls um eine Reaktion auf die nachteilige steuerliche Behandlung wegen seiner 

Nennung in Verfassungsschutzberichten und ist daher zur Überzeugung des Gerichts 

entsprechend einzuordnen.  

 

b) Anhand der in diesem Verfahren vorliegenden Erkenntnisse lässt sich nicht feststellen, 

dass der Kläger die Verwirklichung der marxschen Ideen in einer Weise verfolgt, die 

zugleich darauf gerichtet ist, die in § 5 Abs. 5 HmbVerfS schG genannten 

Verfassungsgrundsätze zu beseitigen oder außer Geltung zu setzen. Eine Tendenz des 

Klägers durch Gewaltanwendung oder sonstige Rechtsverletzung die marxschen Theorien 
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in Deutschland durchzusetzen, wird von der Beklagten nicht behauptet und ist auch sonst 

nicht erkennbar. Auch auf eine aktiv-kämpferische Haltung des Klägers lassen die von der 

Beklagten vorgebrachten tatsächlichen Anhaltspunkte nicht schließen. Nach den in diesem 

Verfahren vorliegenden Erkenntnisse gehen die Aktivitäten des Klägers im Wesentlichen 

nicht über die bloße Meinungsäußerung und akademisch-diskursive Befassung mit den 

Lehren von Marx und benachbarten Theorien, mit der eine Systemkritik an der freiheitlichen 

demokratischen Grundordnung einhergeht, hinaus.  

 

Das Gericht hat nach dem in diesem Verfahren eingeführten Tatsachenstoff vielmehr den 

Eindruck gewonnen, dass in der Gesamtschau die vom Kläger entfalteten Aktivitäten im 

Hinblick auf eine Beeinträchtigung der Grundsätze der freiheitlichen demokratischen 

Grundordnung weitgehend unbedenklich sind und keineswegs darauf gerichtet sind und 

auch nicht den Zweck haben, diese Grundsätze in der politischen Realität zu überwinden. 

Das Wirken des Klägers ist weder auf eine Machtperspektive ausgerichtet noch ist sie durch 

ein Wirken als Teil einer parteibezogenen oder außerparlamentarischen politischen 

Bewegung gekennzeichnet.  

 

Nach seinem Selbstverständnis verfolgt der Kläger keine politische Agenda. Er sieht sich 

zuvörderst als akademisch-wissenschaftliche Einrichtung, die sich an Personen richtet, die 

Gefallen an einer vertieft intellektuellen Befassung mit den Werken von Marx und einer 

Reflektion seiner Theorien haben. Dies spiegelt sich in seinen Betätigungen in Form von 

Kursen, Workshops, Vortrags- und Diskussionsveranstaltungen wider. Mit der in Rede 

stehenden Materie befasst sich der Kläger nach seinem Internetauftritt und den dort 

vorfindlichen Schriften in einer prononciert akademisch-theoretischen Art und Weise. Die 

Lehren von Marx werden intellektuell ambitioniert auf gehobenem Abstraktionsniveau 

diskursiv behandelt.  

 

Die in diesem Verfahren ausgewerteten Verlautbarungen des Klägers sind hauptsächlich 

in einem Duktus wissenschaftlicher Sprache gehalten. Sie sind weder von politischer 

Agitation noch von populistischer Ausdrucksweise gefärbt. In seinen Publikationen werden 

die mit der freiheitlichen demokratischen Grundordnung im Widerspruch stehenden Inhalte 

nicht in einer Form präsentiert, die in wiederkehrender Weise nachhaltig für eine 

linksextremistische Ideologie unter häufiger Verwendung linksextremistischer Stereotype 

geworben wird. Vielmehr steht die akademische Auseinandersetzung mit der Thematik des 
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Marxismus und seiner ökonomischen, historischen und gesamtgesellschaftlichen 

Bedeutung im Vordergrund.  

 

aa) Vor allem der von der Beklagten in diesem Verfahren vorgelegte Sammelband „XXX“, 

der von ihr als das zentrale Werk des Klägers bezeichnet wird und den sie zu seiner 

Einordnung als Berichtsobjekt in den Vordergrund gerückt hat, trägt im Wesentlichen den 

Charakterzug wissenschaftlicher Literatur. Die Texte bewegen sich thematisch und 

inhaltlich auf gehobenem Abstraktionsgrad. Dem entsprechend sind sie weder von 

kämpferischen Attitüden noch von einem aggressiven Unterton geprägt.  

 

Das von der Beklagten außerdem vorgelegte Skript mit Stand vom 22. Mai 2022 (Anlage 

B3), das der Schriftführer des Klägers für seine Veranstaltung im Juni 2022 mit dem Titel 

„XXX“ ausgereicht hat, weist ebenfalls einen solchen akademisch geprägten Charakter auf, 

wie der genannte Sammelband. Er ist in Aufsatzform abgefasst und verzweigt das Thema 

in einer Vielzahl von Aspekten, ohne griffige Forderungen oder Vorschläge zu konkretem 

politischen Handeln daraus abzuleiten und zu formulieren.  

 

Weitere auf den Kläger zurückgehende Publikationen hat die Beklagte nicht beigebracht. 

Die im Internet bezogen auf den Berichtszeitraum 2021 noch verfügbaren Programme des 

Klägers mit Angeboten für Kurse und Workshops sowie Einladungen zu Vorträgen von 

Referenten für das Wintersemester 2021/22 (XXX), lassen ebenfalls die Ausrichtung auf 

eine vertiefte wissenschaftliche intellektuelle Befassung mit den ausgewählten Themen 

erkennen. Ob die Äußerungen bei den einzelnen vom Kläger im fraglichen Zeitraum 

organisierten Veranstaltungen möglicherweise auch agitative Züge getragen hat, lässt sich 

nicht beurteilen, da die Beklagte zu dem, was dort wie verlautbart wurde, keine Angaben 

gemacht hat und auch das Gericht über keine diesbezüglichen Quellen verfügt.  

 

Nach den dem Gericht vorliegenden Erkenntnissen vermittelt der Kläger nicht das Bild einer 

herausfordernden, die Verfassungsordnung diffamierenden oder verächtlich machenden 

Organisation. Die häufiger verwendeten Schlagwörter und Begrifflichkeiten lassen den 

politisch Interessierten zwar eine einseitige dem linksgerichteten politischen Spektrum 

entspringende Themenauswahl des Klägers und seine systemkritische weltanschaulich-

politische Einstellung deutlich erkennen. Seine akademische Ausrichtung stellt dies jedoch 

nicht in Frage.  
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Ob sich der Kläger nach der Veröffentlichung des streitgegenständlichen 

Verfassungsschutzberichtes mit Veranstaltungen im weiteren Verlauf des Jahres 2025 mit 

linksextremistischen Bezügen, wie etwa zum Thema „Palästina, Israel und die deutsche 

Staatsräson“ zu einem Treffort für Linksextremisten entwickeln könnte, wie es die Beklagte 

befürchtet – ist zur Beurteilung der Berichterstattung für den Zeitraum des Jahres 2021 

nicht relevant. Maßgeblicher Zeitpunkt für die Beurteilung, ob beim Kläger tatsächliche 

Anhaltspunkte für verfassungsfeindliche Bestrebungen vorliegen, ist prinzipiell die 

Sachlage bei Vornahme der Maßnahme, hier also die Herausgabe des fraglichen 

Verfassungsschutzberichtes im Juli 2022 (dort angegebener Redaktionsschluss: 4.7.2022).  

 

bb) Das Gericht vermag auch nicht die Überzeugung zu gewinnen, dass der Kläger 

aufgrund von Verbindungen und Kontakten zu Organisationen, die behördlicherseits als 

linksextremistisch eingestuft werden, darauf zu schließen, dass auch dem Kläger eine über 

die Meinungsbildung hinausgehende zweckgerichtete Verhaltensweise, die darauf 

gerichtet ist, die Grundsätze der freiheitlichen demokratischen Grundordnung zu beseitigen 

oder außer Geltung zu setzen, zu eigen ist. Die von der Beklagten aufgezeigten 

sogenannten Querverbindungen zu andern Organisationen sind nicht geeignet, eine 

dahingehende Feststellung zu stützen. Die von der Beklagten hierzu aufgezeigten 

Anhaltspunkte für solche Verbindungen sind real derart schwach ausgebildet, dass nicht 

von einer bei diesen Organisationen vorherrschenden Ausrichtung eine gleichgelagerte 

Haltung des Klägers geschlossen werden kann.  

 

(1) Soweit die Beklagte anführt, der Kläger weise finanzielle, personelle und inhaltliche 

Querverbindungen zur verfassungsfeindlichen DKP auf, ist dies nur teilweise belegt. 

Anhaltspunkte für eine finanzielle Verbindung des Klägers zur DKP liegen nicht vor. 

Geldzahlungen, Kreditvergaben oder irgendwelche finanziellen Verpflichtungen in die eine 

oder andere Richtung sind nicht dargetan. Die personelle Verbindung zur DKP besteht 

einzig darin, dass der Schriftführer des Klägers zugleich DKP-Mitglied ist. Vortrag dazu, 

welche Bedeutung diese Person für die Ausrichtung, das Agieren und die Haltung des 

Klägers in Richtung der DKP hat, fehlt. Mit dem Hinweis darauf, dass sich der Schriftführer 

schon seit über 40 Jahren bei dem Kläger engagiert und er nach Darstellung der Beklagten 

ein zentraler Akteur in der Vereinsarbeit des Klägers sei, wird nicht tragfähig aufgezeigt, 

dass der Kläger wegen dieser Personalie selbst eine eigene aktiv-kämpferische Haltung 
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vergleichbar mit der der DKP aufweist. Die DKP dürfte von der Beklagten zwar zu Recht 

als Partei eingeordnet worden sein, die politische Ziele verfolgt, welche mit der freiheitlich 

demokratischen Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes nicht vereinbar sind (BVerwG, 

Urt. v. 1.2.1989, 1 D 2/86, juris Rn. 26 ff.), und der Kläger befasst sich - wie auch die DKP 

-  hauptsächlich mit einer Gesellschaftsordnung, die auf einer „revolutionären Überwindung 

der kapitalistischen Macht- und Besitzverhältnisse“ aufbaut. Bei politischen Parteien wie 

der DKP, die schon ihrer Natur nach eine auf politische Aktivität und Einflussnahme auf die 

politischen Verhältnisse ausgerichtete Organisation ist, kann ohne weiteres davon 

ausgegangen werden, dass diese Befassung auch mit der Intention der Änderung der 

realen Verhältnisse geschieht. Für den Kläger als Veranstalter von Schulungen und 

Vortrags- bzw. Diskussionsveranstaltungen und als Herausgeber von Publikationen und 

Skripten ergibt sich dies aber keineswegs ohne entsprechende Anhaltspunkte.  

 

Die genannte Personalie des Schriftführers des Klägers genügt für eine solche 

Zuschreibung nicht. Ohne Konkretisierung des Einflusses dieser Person auf die 

Ausrichtung des Klägers und der daraus etwaig resultierenden Konsequenzen für sein 

Wirken, lässt sich die Einordnung der DKP nicht in tragfähiger Weise auf den Kläger 

übertragen. Dass der Kläger 1981 auf Initiative der DKP gegründet worden ist, lässt eine 

solche Folgerung ebenfalls nicht zu. Wie der Kläger in der mündlichen Verhandlung 

eingehend erläutert hat, hat sich seine politische Grundausrichtung seit etwa 1990 infolge 

der Auflösung der Sowjetunion und der politischen Umwälzung in anderen sozialistischen 

Staaten sowie der damit verbundenen Ereignisse und Erkenntnisse von derjenigen der DKP 

gelöst. Die politische und gesellschaftliche Ordnung in der DDR werde von ihm nicht wie 

von der DKP als beispielhaft und erstrebenswert für eine sozialistische Bundesrepublik 

erachtet, sondern sie werde von ihm ebenso wie die gesellschaftliche Ordnung in der 

Sowjetunion kritisch gesehen. Zudem sei er auch kein Anhänger der marxistisch-

leninistischen Weltanschauung. Er orientiere sich nur an den Lehren von Marx und Engels. 

Der Leninismus sei aus der Interpretation und Anwendung des Marxismus entstanden, die 

als Staatsdoktrin der Sowjetunion und anderer sozialistischer Staaten gedient hätten. Er, 

der Kläger stehe aber nicht für einen revolutionären Umgestaltungsprozess nach dem 

Vorbild der Sowjetunion. Dies zeige auch die Diskussion, die die Autoren des von ihm 

herausgegebenen Sammelbandes geführt hätten.  
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Soweit die Beklagte vorgebracht hat, dass die DKP ihre Solidarität mit dem Kläger 

anlässlich der Aberkennung des Gemeinnützigkeitsstatus bekundet habe, hat dieser 

Anhaltspunkt eine zu geringe Bedeutung, daraus eine relevante Beziehung des Klägers zur 

DKP folgern zu können. Sie ist im Übrigen auch die einzige von der Beklagten angeführte 

konkrete Äußerung der DKP, die sich auf den Kläger bezieht. Erkenntnisse zu einer 

öffentlichen Äußerung des Klägers wiederum zur DKP, liegen ohnehin nicht vor.  

 

(2) Der von der Beklagten weiter aufgezeigte Umstand, dass noch in dem Berichtszeitraum 

in der Satzung des Klägers vorgesehen war, dass bei Auflösung oder Aufhebung des 

klägerischen Vereins oder bei Wegfall seiner steuerbegünstigten Zwecke das 

Vereinsvermögen an das „Kuratorium Gedenkstätte Ernst Thälmann e.V.“ falle, und dass 

ein Mitglied, das per Vorstandsbeschluss vom Verein ausgeschlossen werde, die 

Beschwerde an das genannte Kuratorium richten könne, kommt für die Einordnung des 

Klägers keine relevante Bedeutung zu. Der Kläger hat diese Satzungsbestimmungen zwar 

erst bei seiner Jahreshauptversammlung 2023 geändert, also nach Veröffentlichung des 

streitgegenständlichen Verfassungsschutzberichts. Er hat aber vertiefend in der 

mündlichen Verhandlung dargelegt, dass er schon seit langem keine Verbindung mehr zu 

dem Kuratorium unterhalte, dass die fraglichen Satzungsbestimmungen in der 

Vereinspraxis nie eine Rolle gespielt hätten und sich die Mitglieder, einschließlich des 

Vorstandes, dieser Regelung deshalb auch gar nicht bewusst gewesen seien. Diesem, dem 

Gericht plausibel erscheinenden Vorbringen des Klägers, ist die Beklagte nicht substantiell 

entgegengetreten.  

 

(3) Die Hinweise der Beklagten auf weitere Querverbindungen zwischen dem Kläger 

einerseits und der XXX und der Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes – Bund der 

Antifaschistinnen und Antifaschisten (VVN-BdA) andererseits sind derart gehaltlos, dass im 

Rahmen der anzustellenden Gesamtbetrachtung der vorliegenden Anhaltspunkte nicht 

dafür ausschlaggebend sein können, den Kläger in dem Kreis dieser linksextremistischen 

Gruppierungen zu verorten und ihn auf eine Ebene mit diesen zu heben.  

 

(a) Bezogen auf den XXX bringt die Beklagte vor, dass es sich um eine orthodoxe-

kommunistische Vereinigung, die - auf Grundlage des Marxismus-Leninismus - nach einer 

„besseren Gesellschaft“ strebe, die in ihrer konkreten Ausprägung jedoch mit der 

freiheitlichen demokratischen Grundordnung unvereinbar sei. Er weise eine enge 
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Verbundenheit mit der DKP und dem Kuratorium der Gedenkstätte Ernst Thälmann auf und 

sei DKP-nah. Zunächst ist festzuhalten, dass der Kläger - von der Beklagten 

unwidersprochen  - betont hat, in keiner Weise mit dem XXX organisatorisch verbunden zu 

sein, wie er es auch auf seiner Internetseite angibt. Ebenso von der Beklagten 

unwidersprochen hat er angegeben, sich im Gegensatz zum XXX nicht als leninistische 

Organisation zu begreifen. Er sehe sich an keine theoretische Schule des Marxismus 

gebunden und verstehe sich als Forum, in dem unterschiedliche gesellschaftskritische 

Ansätze in solidarischer Form diskutiert würden. Hieraus ergeben sich bereits Zweifel, ob 

von einer derartigen Verbindung zwischen den beiden Organisationen gesprochen werden 

kann, die Schlüsse auf die Einordnung des Klägers ermöglicht.  

 

Als konkrete Ansätze nennt die Beklagte zum einen eine auf der Internetpräsenz der XXX 

beworbene von ihm gemeinsam mit dem Kläger am 14. Juni 2022 ausgerichtete 

Veranstaltung mit dem Titel „XXX“ und zum anderen einen auf seiner Internetpräsenz 

angebrachten Link auf die Internetseite der XXX. Der Hinweis auf die gemeinsam 

ausgerichtete Veranstaltung lässt offen, welchen organisatorischen Beitrag der Kläger zur 

Ausrichtung überhaupt geleistet hat. Zum Inhalt der Veranstaltung und etwaigen 

verfassungswidrigen Wortbeiträgen von Teilnehmern hat die Beklagte keine Angaben 

gemacht.  

 

Soweit sie diese nach dem Berichtszeitraum stattgefundene Veranstaltung als einen 

gewichtigen tatsächlichen Anhaltspunkt für die Einordnung des Klägers ansieht, stützt sie 

diese Betrachtung nur auf den Umstand, dass drei der sechs für diese Veranstaltung 

angekündigten Diskutanten DKP-Mitglieder und Autoren in der marxistisch orientierten vom 

Bundesamt für Verfassungsschutz beobachteten Tagezeitung „junge Welt“ sind sowie dass 

einer dieser drei Diskutanten im November 2017 - also im Berichtszeitraum schon vier 

Jahre zurückliegend – als Referent bei einer Tagung des Klägers aufgetreten ist. Diese 

Begebenheiten erscheinen ohne nähere Angaben zu Inhalten und Hintergründen zu 

marginal, um hieraus fundierte Schlüsse für eine Berechtigung zur Aufnahme des Klägers 

in den Verfassungsschutzbericht ziehen zu können.  

 

Auch der Hinweis auf die Verlinkung zur Internetseite der XXX ist hierzu nicht geeignet. Der 

Link wird auf der Internetpräsenz des Klägers in keiner Weise beworben (vgl. VG München, 

Beschl. v. 28.6.2010, M 22 E 09.3373, juris Rn. 45 ff.). Es wird auf der Internetpräsenz des 
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Klägers auch mit keinem Wort angegeben, weshalb die Internetseite der XXX für den 

Besucher der Internetseite des Klägers überhaupt von Interesse sein könnte. Der Link geht 

zudem in einer Vielzahl weiterer aufgelisteter Links auf der mit dem bloßen Titel „Links“ 

bezeichneten Unterseite unter. So findet sich der fragliche Link auf der Unterseite der 

Internetpräsenz in einer Link-Gruppe mit der Überschrift „Theorie“. Unter den in dieser 

Gruppe aufgelisteten weiteren zehn Links wird der Link zur XXX wiederum in keiner Weise 

hervorgehoben. Zudem sind auf der Unterseite „Links“ auch noch weitere insgesamt 15 

Links unter den Überschriften „Institutionen“ und „Zeitschriften/Verlage“ aufgelistet, 

wodurch die Aufmerksamkeitswirkung für den fraglichen Link zur XXX noch weiter sinkt.  

 

(b) Zur Bedeutung des VVN-BdA führt die Beklagte aus, dass sie die größte 

linksextremistisch beeinflusste Organisation im Bereich des Antifaschismus sei. Er arbeite 

offen mit linksextremistischen Kräften zusammen und verfolge einen kommunistisch 

orientierten Antifaschismus. In den jährlichen Verfassungsschutzberichten der Beklagten 

wird über ihn indes nicht informiert, wie auch in den aktuellen Berichten der anderen 

Verfassungsschutzbehörden. Als einzige Verfassungsschutzbehörde hatte das 

Bayerischen Landesamt für Verfassungsschutz ihn zeitweise in seinen jährlichen 

Verfassungsschutzberichten aufgenommen (BT-Drucks. 20/989 vom 15.3.2022, S. 1). 

Inzwischen wird auch dort über den VVN-BdA nicht mehr berichtet. In seinem letzten 

Bericht 2024 hat das Bayerische Landesamt für Verfassungsschutz angegeben, seine 

Beobachtung des VNN-BdA eingestellt zu haben. Vor diesem Hintergrund ist diese von der 

Beklagten angeführte Querverbindung für die Beurteilung des Klägers im vorliegenden 

Kontext schon per se von geringem Gewicht.  

 

Wenn die Beklagte für seine Einordnung des Klägers als gegen die freiheitliche 

demokratische Grundordnung gerichtete Organisation darauf abstellt, dass er mit dem der 

linksextremistischen Szene zugehörigen VNN-BdA kooperiere, ist diese Schlussfolgerung 

zu weitgreifend und die von ihr hierfür angeführten Anhaltspunkte in ihrer Bedeutung 

weitaus zu marginal. So betrifft die von der Beklagten vorgelegte „Glosse“, die der Erste 

Vorsitzende des Klägers, der seit 1999 Mitglied bei dem VNN-BdA ist, für das Magazin des 

VVN-BdA unter dem Titel „XXX“ unter dem 3. Juli 2021 verfasst hat, kein Thema, das die 

freiheitliche demokratische Grundordnung tangiert. Dieser Beitrag des Ersten Vorsitzenden 

konzentriert sich nämlich auf eine Kritik an der Arbeit der von ihm als Geheimdienste 

bezeichneten Verfassungsschutzbehörden und deren Rolle bei der Aberkennung der 
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Gemeinnützigkeit durch Finanzämter. Diesen Aufsatz in dem betreffenden Magazin als 

Indiz für verfassungsfeindliche Bestrebungen des Klägers anzuführen erscheint auch 

deshalb fragwürdig, weil die ehemalige Innenministerin, seinerzeit Fraktionsvorsitzende der 

SPD im Hessischen Landtag, im Juli 2021 ebenfalls für ein Magazin des VVN-BdA einen 

Beitrag beigesteuert hat (BT-Drucks. 20/989 vom 15.3.2022, S. 1).  

 

Der weitere Hinweis der Beklagten auf eine Veranstaltung des VVN-BdA in Gestalt eines 

Rundgangs im KZ Neuengamme am 28. Oktober 2023 unter Führung des Ersten 

Vorsitzenden des Klägers, der in der Ankündigung als Politologe und Gästeführer 

bezeichnet wird, gibt weder von der Veranstaltungsform noch dem Veranstaltungsort 

Aufschluss über eine gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung gerichteten 

aktiv-kämpferischen Haltung des Klägers. Auch thematisch liegt es fern, diese 

Veranstaltung als relevanten Anhaltspunkt für eine verfassungswidrige Haltung des Klägers 

zu sehen. Bei dem Rundgang ging es nach der auf der Internetseite des VVN-BdA 

veröffentlichten Einladung darum, anschaulich zu machen, dass das Konzentrationslager 

der Abschreckung, Bestrafung und Vernichtung der Gegner des NS-Regimes und der 

Produktion von Klinkern und Rüstungsgütern diente und dass dort über sechseinhalb Jahre 

insgesamt ca. 4.500 SS-Wachen über 100.000 Häftlinge unterdrückten. Davon abgesehen 

liegt dieses Ereignis auch nach dem Zeitpunkt der Veröffentlichung des hier 

streitgegenständlichen Verfassungsschutzberichtes für 2021 im Juli 2022, sodass sie für 

die Aufnahme des Klägers in diesen Bericht schon aus diesem Grund nicht relevant 

gewesen sein kann.  

 

cc) Der von der Beklagten schließlich angeführte Umstand, dass der Kläger seine 

Veranstaltungen vorwiegend oder häufig in sogenannten linksextremistischen 

Szeneobjekten ausgerichtet hat, mag zwar indiziell dafür sprechen, dass sich der Kläger 

mit seinen Angeboten vor allem auch an Personen gewendet hat, die dieser Szene 

angehören oder zumindest nahe stehen. Ohne weitere Aufschlüsse über den 

Personenkreis und die Inhalte der in diesen Räumlichkeiten vom Kläger durchgeführten 

Zusammenkünfte oder über von ihm sonst dort entfalteten bedeutsamen Aktivitäten zur 

Unterstützung von Gruppierungen der linksextremistischen Szene lassen sich aus den von 

der Beklagten benannten Veranstaltungsorten für sich genommen keine tragfähigen 

Schlüsse für die Einordnung des Klägers als einem gegen die freiheitliche demokratische 

Grundordnung gerichteten Personenzusammenschluss ziehen.  
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dd) Schließlich fehlt es auch an greifbaren Anhaltspunkten für Überlegungen, ob der Kläger 

zweckgerichtet Personen aus der linksextremistischen Szene das intellektuelle Rüstzeug 

für deren verfassungsfeindliches Agieren geboten oder sonst aufwieglerisch in diese Szene 

hineingewirkt hat. Hinweise darauf, dass er linksextremistischen Gruppierungen ein Forum 

für deren Selbstdarstellung und Werbung geboten haben könnte, liegen ebenfalls nicht vor. 

 

III. Im Rahmen der einheitlichen Kostenentscheidung hat das Gericht der Beklagten die 

Kosten in Anwendung von § 155 Abs.1 Satz 3 VwGO ganz auferlegt, da den Kläger die 

Kostenlast nur zu einem geringen Teil trifft, nämlich hinsichtlich der zurückgenommenen 

Klage zur in die Zukunft gerichteten Unterlassung (§ 155 Abs. 2 VwGO). Im Übrigen folgt 

die Kostenentscheidung hinsichtlich der streitig entschiedenen Klage zum 

Verfassungsschutzbericht für das Jahr 2021 aus § 154 Abs. 1 VwGO und hinsichtlich der 

übereinstimmend für erledigt erklärten Klage zu den Verfassungsschutzberichten für die 

Jahre 2018, 2019 und 2020 aus § 161 Abs. 2 Satz 1 VwGO.  

 

Die Entscheidung über die Kosten bezogen auf den für erledigt erklärten Teil der Klage hat 

das Gericht gemäß § 161 Abs. 2 Satz 1 VwGO nach billigem Ermessen unter 

Berücksichtigung des bisherigen Sach- und Streitstandes zu Lasten der Beklagten 

getroffen. Da die Beklagte auch bezogen auf diese Verfassungsschutzberichte für 2018 bis 

2020 voraussichtlich unterlegen wäre. Dem Kläger dürfte ein Unterlassungsanspruch auch 

hinsichtlich dieser Berichterstattung über ihn in den Verfassungsschutzberichten für die 

Jahre 2018 bis 2020 zugestanden haben. Dieser Anspruch dürfte nicht durch einen nach 

Erscheinen der Berichte verzögerte Beanstandung durch den Kläger verwirkt worden ist, 

weil die Beklagte daraus, dass der Kläger geraume Zeit nicht auf die Berichterstattung 

reagiert hat, wohl noch nicht hat schließen und nach Treu und Glauben hat darauf vertrauen 

können, dass sich der Kläger mit dieser Berichterstattung abfinden würde. Dazu hätte es 

hier wohl eher eines positiven Tuns des Klägers oder zumindest eines noch längeren 

Zeitraums bedurft, der nicht bereits bei einem Jahr - wie in §§ 58 Abs. 2, 60 Abs. 2 VwGO 

bestimmt - liegen dürfte. Die Beklagte dürfte nicht nach § 4 Abs. 3 Sätze 1 und 3 

HmbVerfSchG befugt gewesen sein, da auch für diese Zeiträume keine hinreichend 

gewichtigen Anhaltspunkte für Bestrebungen des Klägers vorlagen, die in § 5 Abs. 5 

HmbVerfSchG genannten Verfassungsgrundsätze zu beseitigen oder außer Geltung zu 
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setzen. Letztlich hat der Beklagte auch für diese Zeiträume die Sachverhalte angeführt wie 

für den Berichtszeitraum 2021, mit denen sich das Gericht eingehend befasst hat.  

 

Die Entscheidung zur vorläufigen Vollstreckbarkeit beruht auf § 167 VwGO in Verbindung 

mit § 709 Sätze 1 und 2 ZPO.  

 

 

 

 

XXX                  XXX     XXX 

 


